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Entwurf 

Gesetz zur sinngemäßen Anwendung des 

Bundespersonalvertretungsgesetzes (BPersVG) 

- Personalvertretungsgesetz -  

Das Bundespersonalvertretungsgesetz vom 15. März 1974 (BGBl. I 

S. 693), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 28. Mai 

1990 (BGBl. I S. 967), findet in den Verwaltungen, Körperschaf-

ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie in 

den Gerichten der Deutschen Demokratischen Republik gemäß 

Artikel 29 Satz 2 des Vertrages über die Schaffung der Währungs-, 

Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der BRD und der DDR mit 

den nachfolgenden Maßgaben Anwendung. Zum Anwendungsbereich ge-

hören insbesondere 

- bisherige staatliche Verwaltung auf allen Ebenen einschließ-

lich der Berufsfeuerwehr, des Strafvollzugsdienstes, der pä-

dagogischen Kräfte der Volksbildung sowie der Hochschullehrer 

und wissenschaftlichen Mitarbeiter, 

- Deutsche Volkspolizei, 

- Deutsche Post, 

- Deutsche Reichsbahn, 

- Einrichtungen der staatlichen Daseinsvorsorge wie Wasser-

und Abwasserversorgung, Stadtwirtschaft, 

- Verwaltung der Binnenwasserstraßen, 

- Zollverwaltung, 

- Verwaltung der Sozialversicherung. 

Erster Teil 

Personalvertretungen 

Erstes Kapitel 

Allgemeine Vorschriften 

1 (Geltungsbereich) 

In den Verwaltungen, Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

des öffentlichen Rechtes sowie in den Gerichten der Deutschen 

Demokratischen Republik werden Personalvertretungen gebildet. 

Zu den Verwaltungen im Sinne dieses Gesetzes gehören auch die 

Betriebsverwaltungen. 



§ 2 (Grundsätze der Zusammenarbeit, Zugangsrecht der Gewerk-
schaften) 

(1) Dienststelle und Personalvertretung arbeiten unter Beachtung 

der Gesetze und Tarifverträge vertrauensvoll und im Zusammenwir-
ken mit den in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften und 
Arbeitgebervereinigungen zum Wohle der Beschäftigten und zur Er-
füllung der der Dienststelle obliegenden Aufgaben zusammen. 

(2) Zur Wahrnehmung der in diesem Gesetz genannten Aufgaben und 

Befugnisse der in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften 

ist deren Beauftragten nach Unterrichtung des Dienststellenlei-

ters oder seines Vertreters Zugang zu der Dienststelle zu gewäh-
ren, soweit dem nicht unumgängliche Notwendigkeiten des Dienst-

ablaufs, zwingende Sicherheitsvorschriften oder der Schutz von 

Dienstgeheimnissen entgegenstehen. 

(3) Die Aufgaben der Gewerkschaften und der Vereinigungen der 

Arbeitgeber, insbesondere die Wahrnehmung der Interessen ihrer 

Mitglieder, werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 3 (Vorrang des Gesetzes gegenüber Tarifvertrag) 

Durch Tarifvertrag kann das Personalvertretungsrecht nicht ab-

weichend von diesem Gesetz geregelt werden. 

§ 4 (Begriff des Beschäftigten) 

(1) Beschäftigte im öffentlichen Dienst im Sinne dieses Gesetzes 

sind die Arbeitnehmer einschließlich der zu ihrer Berufsausbil

-

dung Beschäftigten sowie Richter, die an eine der in § 1 genann-
ten Verwaltungen oder zur Wahrnehmung einer nichtrichterlichen 
Tätigkeit an ein Gericht abgeordnet sind. 



(2) bis (5) § 4 Abs. 2 bis 5 BPersVG findet keine Anwendung. 

§ 5 (Gruppen) findet keine Anwendung. 

§ 6 (Begriff der Dienststelle) 

(1) Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind die einzelnen 

Behörden, Verwaltungsstellen und Betriebe der in § 1 genannten 

Verwaltungen sowie die Gerichte. 

(2) Die einer Behörde der Mittelstufe unmittelbar nachgeordnete 

Behörde bildet mit den ihr nachgeordneten Stellen eine Dienst-

stelle; dies gilt nicht, soweit auch die weiter nachgeordneten 

Stellen im Verwaltungsaufbau nach Aufgabenbereich und Organisa-

tion selbständig sind. Behörden der Mittelstufe im Sinne dieses 

Gesetzes sind die der obersten Dienstbehörde unmittelbar nach-

geordneten Behörden, denen andere Dienststellen nachgeordnet 
sind. 

(3) § 6 Abs. 3 BPersVG findet für die erstmaligen Wahlen keine 

Anwendung. 

(4) § 6 Abs. 4 BPersVG findet keine Anwendung. 

§ 7 (Vertretung der Dienststelle) 

(1) Für die Dienststelle handelt ihr Leiter. Er kann sich bei 
Verhinderung durch seinen ständigen Vertreter vertreten lassen. 
Bei obersten Dienstbehörden kann er auch den Leiter der Abtei-
lung für Personal- und Verwaltungsangelegenheiten, bei Oberbe-
hörden ohne nachgeordnete Dienststellen und bei Behörden der 



Mittelstufe auch den jeweils entsprechenden Abteilungsleiter zu 

seinem Vertreter bestimmen. Das gleiche gilt für sonstige Beauf-

tragte, sofern der Personalrat sich mit dieser Beauftragung ein-

verstanden erklärt. 

(2) Wird die Dienststelle von einem Kollegialorgan geleitet, be-

stimmt dieses in seiner Geschäftsordnung, daß eines seiner Mit-
glieder gegenüber dem Personalrat handelt und wer dessen ständi-
ger Vertreter ist. 

(3) Der Vertreter im Sinne des Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie das 

handelnde Mitglied des Kollegialorgans und dessen Vertreter sind 

mit den sachlich notwendigen Vollmachten zu versehen. 

§ 8 (Verbot der Behinderung, Benachteiligung und Begünstigung) 

Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Gesetz wahr-

nehmen, dürfen darin nicht behindert und wegen ihrer Tätigkeit 

nicht benachteiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für 

ihre berufliche Entwicklung. 

§ 9 (Besonderer Schutz der in Ausbildung stehenden Personal-

vertretungsmitglieder und Jugend- und Auszubildenden-

vertreter) 

(1) Beabsichtigt der Arbeitgeber, einen in einem Berufsausbil-

dungsverhältnis stehenden Beschäftigten (Auszubildenden), der 

Mitglied einer nach diesem Gesetz gewählten Personalvertretung 

oder einer entsprechenden Jugend- und Auszubildendenvertretung 

ist, nach erfolgreicher Beendigung des Berufsausbildungsverhält-

nisses nicht in ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit zu 

übernehmen, so hat er dies drei Monate vor Beendigung des Be-

rufsausbildungsverhältnisses dem Auszubildenden schriftlich mit-

zuteilen. 



(2) Verlangt ein in Absatz 1 genannter Auszubildender innerhalb 
der letzten drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsver-
hältnisses schriftlich vom Arbeitgeber seine Weiterbeschäfti-
gung, so gilt zwischen dem Auszubildenden und dem Arbeitgeber im 
Anschluß an das erfolgreiche Berufsausbildungsverhältnis ein Ar-
beitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn das Berufsausbildungs-
verhältnis vor Ablauf eines Jahres nach Beendigung der Amtszeit 
der Personalvertretung oder der Jugend- und Auszubildendenver-
tretung erfolgreich endet. 

(4) Der Arbeitgeber kann spätestens bis zum Ablauf von zwei Wo-
chen nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses beim 
Verwaltungsgericht, bis zu dessen Bildung bei der Kammer für Ar -
beitsrecht. des Kreisgerichts beantragen, 

1. festzustellen, daß ein Arbeitsverhältnis nach den Absätzen 2 
oder 3 nicht begründet wird oder 

2. das bereits nach den Absätzen 2 oder 3 begründete Arbeits-
verhältnis aufzulösen, 

wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund derer dem Arbeitgeber unter 
Berücksichtigung aller Umstände die Weiterbeschäftigung nicht 
zugemutet werden kann. In dem Verfahren vor dem Verwaltungsge-
richt, bis zu dessen Bildung vor der Kammer für Arbeitsrecht des 
Kreisgerichts, ist die Personalvertretung, bei einem Mitglied 
der Jugend- und Auszubildendenvertretung auch diese beteiligt. 

(5) Die Absätze 2 bis 4 sind unabhängig davon anzuwenden, ob der 
Arbeitgeber seiner Mitteilungspflicht nach Absatz 1 nachgekommen 
ist. 



10 (Schweigepflicht) 

(1) Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Gesetz 

wahrnehmen oder wahrgenommen haben, haben über die ihnen dabei 

bekanntgewordenen Angelegenheiten und Tatsachen Stillschweigen 

zu bewahren. 

Abgesehen von den Fällen des § 68 Abs. 2 Satz 3 und des § 93 

gilt die Schweigepflicht nicht für Mitglieder der Personalver-

tretung und der Jugend- und Auszubildendenvertretung gegenüber 

den übrigen Mitgliedern der Vertretung und für die in Satz 1 

bezeichneten Personen gegenüber der zuständigen Personalvertre-

tung; sie entfällt ferner gegenüber der vorgesetzten Dienst-

stelle und der bei ihr gebildeten Stufenvertretung. Satz 2 

gilt auch für die Anrufung der Einigungsstelle. 

(2) Die Schweigepflicht besteht nicht für Angelegenheiten oder 

Tatsachen. die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner 

Geheimhaltung bedürfen. 

§ 11 (Unfallfürsorge für Beamte) findet keine Anwendung. 

Zweites Kapitel 

Personalrat, Stufenvertretung, Gesamtpersonalrat, 

Personalversammlung 

Erster Abschnitt 

Wahl und Zusammensetzung des Personalrates 

§ 12 (Bildung von Personalräten) 

(1) In allen Dienststellen, die in der Regel mindestens fünf 

Wahlberechtigte beschäftigen, von denen drei wählbar sind, 

werden Personalräte gebildet. 



(2) Dienststellen, bei denen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht gegeben sind, werden von der übergeordneten Dienststelle 
im Einvernehmen mit der Stufenvertretung einer benachbarten 
Dienststelle zugeteilt. 

§ 13 (Wahlberechtigung) 

(1) Wahlberechtigt sind alle Beschäftigten, die am Wahltage das 
18. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, daß sie infolge 
Richterspruchs das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu 

wählen oder zu stimmen, nicht besitzen... Beschäftigte, die am 
Wahltage seit mehr als sechs Monaten unter Wegfall der Bezüge 
beurlaubt sind, sind nicht wahlberechtigt. 

(2) Wer zu einer Dienststelle abgeordnet ist, wird in ihr wahl-
berechtigt, sobald die Abordnung länger als drei Monate gedauert 
hat; im gleichen Zeitpunkt verliert er das Wahlrecht bei der al-
ten Dienststelle. Das gilt nicht für Beschäftigte, die als Mit-
glieder einer Stufenvertretung freigestellt sind. Satz 1 gilt 
ferner nicht, wenn feststeht, daß der Beschäftigte binnen weite-
rer sechs Monate in die alte Dienststelle zurückkehren wird. 

(3) Beschäftigte in einer beruflichen Ausbildung, die nicht spe-
ziell auf eine Verwendung in der ausbildenden Stelle abzielt, 
sind nur bei ihrer Stammbehörde wahlberechtigt. 

§ 14 (Wählbarkeit) 

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die am Wahltage 

1. seit sechs Monaten dem Geschäftsbereich ihrer obersten 
Dienstbehörde angehören und 

2. seit einem Jahr in öffentlichen Verwaltungen oder von diesen 
geführten Betrieben beschäftigt sind. 



Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Fähigkeit, 
Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, nicht besitzt. 

(2) Nicht wählbar sind Beschäftigte, die wöchentlich weniger als 

50 v.H. der verbindlichen Arbeitszeit beschäftigt sind. 

(3) Nicht wählbar sind für die Personalvertretung ihrer Dienst-

stelle die in § 7 genannten Personen sowie Beschäftigte, die zu 
selbständigen Entscheidungen in Personalangelegenheiten der 

Dienststelle befugt sind. 

§ 15 (Sondervorschriften für die Wählbarkeit) 

(1) Besteht die oberste Dienstbehörde oder die Dienststelle we-

niger als ein Jahr, so bedarf es für die Wählbarkeit nicht der 

Voraussetzung des § 14 Abs. 1 Nr. 1. 

(2) Die Voraussetzung des § 14 Abs. 1 Nr. 2 entfällt, wenn nicht 

mindestens fünfmal soviel wählbare Beschäftigte vorhanden wären, 

als nach den §§ 16 und 17 zu wählen sind. 

§ 16 (Zahl der Personalratsmitglieder) 

(1) Der Personalrat besteht in Dienststellen mit in der Regel 

5 bis 20 wahlberechtigten 

Beschäftigten aus einer Person 

21 Wahlberechtigten bis 50 
Beschäftigten aus drei Mitgliedern 

51 bis 150 Beschäftigten aus fünf Mitgliedern 

151 bis 300 Beschäftigten aus sieben Mitgliedern 



301 bis 600 Beschäftigten aus neun Mitgliedern 

601 bis 1000 Beschäftigten aus elf Mitgliedern. 

Die Zahl  der Mitglieder erhöht sich in Dienststellen mit 1001 
bis 5000 Beschäftigten um je zwei für je weitere angefangene 
1000, mit 5001 und mehr Beschäftigten um je zwei für je weitere 

angefangene 2000. 

(2) Die Höchstzahl der Mitglieder beträgt einunddreißig. 

§ 17 (Zusammensetzung des Personalrates) 

(1) bis (5) § 17 Abs. 1 bis 5 BPersVG findet keine Anwendung. 

(6) Der Personalrat soll sich aus Vertretern der verschiedenen 

Beschäftigungsarten zusammensetzen. 

(7) Die Geschlechter sollen im Personalrat entsprechend dem Zah-

lenverhältnis vertreten sein. 

§ 18 (Abweichende Sitzverteilung und gruppenfremde Kandidäten) 
findet keine Anwendung. 

§ 19 (Wahlvorschriften) 

(1) Der Personalrat wird in geheimer und unmittelbarer Wahl ge-

wählt. 

(2) Die Beschäftigten wählen den Personalrat in gemeinsamer 

Wahl. 



(3) Die Wahl wird nach den Grundsätzen der Verhältniswahl durch-

geführt. Wird nur ein Wahlvorschlag eingereicht, findet Perso-

nenwahl statt. In Dienststellen, deren Personalrat aus einer 
Person besteht, wird dieser mit einfacher Stimmenmehrheit ge-
wählt. 

(4 und 5) Zur Wahl des Personalrates können die wahlberechtig-

ten Beschäftigten und die in der Dienststelle vertretenen Ge-
werkschaften Wahlvorschläge machen. Jeder Wahlvorschlag der Be-

schäftigten muß von mindestens einem Zwanzigstel der Wahlberech-
tigten, jedoch mindestens von drei Wahlberechtigten unterzeich-

net sein. In jedem Fall genügt die Unterzeichnung durch 50 Wahl-

berechtigte. Die nach § 14 Abs. 3 nicht wählbaren Beschäftigten 

dürfen keine Wahlvorschläge machen oder unterzeichnen. 

(6) § 19 Abs. 6 BPersVG findet keine Anwendung. 

(7) Jeder Beschäftigte kann nur auf einem Wahlvorschlag benannt 

werden. 

(8) Besteht in einer Dienststelle kein Personalrat, so können 

die in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften zur Wahl des 

Personalrates Wahlvorschläge machen. Auf diese Wahlvorschläge 

sind die Absätze 4 und 5 nicht anzuwenden. 

(9) Jeder Wahlvorschlag einer Gewerkschaft muß von zwei Beauf-

tragten unterzeichnet sein; die Beauftragten müssen Beschäftigte 

der Dienststelle sein und einer in der Dienststelle vertretenen 

Gewerkschaft angehören. Bei Zweifeln an der Beauftragung kann 

der Wahlvorstand verlangen, daß die Gewerkschaft die Beauftra-

gung bestätigt. 

§ 20 (Bestellung des Wahlvorstandes) 

§ 20 BPersVG findet für die erstmalige Wahl keine Anwendung, so-

weit diese Regelungen nicht in § 21 dieses Gesetzes enthalten 

sind. 



§ 21 (Wahl des Wahlvorstandes bei Fehlen eines nach diesem Ge-
setz gewählten Personalrats) 

(1) In Dienststellen, die die Voraussetzungen des § 12 erfüllen, 

beruft der Leiter der Dienststelle unverzüglich eine Personal-
versammlung zur Wahl des Wahlvorstandes ein. Die Personalver-
sammlung wählt einen Versammlungsleiter. Der Wahlvorstand setzt 

sich aus drei Wahlberechtigten zusammen. Die Personalversammlung 
wählt ein Wahlvorstandsmitglied zum Vorsitzenden. Je ein Beauf-

tragter der in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften ist 

berechtigt, an den Sitzungen des Wahlvorstandes mit beratender 

Stimme teilzunehmen. 

(2) Der Wahlvorstand gemäß Absatz 1 nimmt bei den erstmaligen 

Wahlen - in Dienststellen, die die Voraussetzungen des § 57 

erfüllen - auch die Funktion des Wahlvorstandes zur Wahl der 

Jugend- und Auszubildendenvertretung wahr. 

§ 22 (Bestellung des Wahlvorstandes durch den Dienststellen-
leiter) 

(1) Findet eine Personalversammlung nicht statt oder wählt die 
Personalversammlung keinen Wahlvorstand, so bestellt ihn der 

Leiter der Dienststelle auf Antrag von mindestens drei Wahlbe-

rechtigten oder einer in der Dienststelle vertretenen Gewerk-

schaft. 

(2) § 21 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 23 (Aufgaben des Wählvorstandes) 

(1) Der Wahlvorstand hat die Wahl des Personalrates und der Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung unverzüglich einzuleiten; sie 



soll spätestens nach sechs Wochen stattfinden. Kommt der Wahlvor-
stand dieser Verpflichtung nicht nach, so beruft der Leiter der 

Dienststelle auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten 
oder einer in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eine 
Personalversammlung zur Wahl eines neuen Wahlvorstandes ein. 

§ 21 und § 22 gelten entsprechend. 

(2) Unverzüglich nach Abschluß der Wahl nimmt der Wahlvorstand 
öffentlich die Auszählung der Stimmen vor, stellt deren Ergebnis 

in einer Niederschrift fest und gibt es den Angehörigen der 
Dienststelle durch Aushang bekannt. Dem Dienststellenleiter und 

den in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften ist eine Ab-
schrift der Niederschrift zu übersenden. 

§ 24 (Wahlschutz und Wahlkosten) 

(1) Niemand darf die Wahl des Personalrates behindern oder in 

einer gegen die guten Sitten verstoßenden Weise beeinflussen. 

Insbesondere darf kein Wahlberechtigter in der Ausübung des ak-

tiven und passiven Wahlrechts beschränkt werden. § 47 Abs. 1, 2 

Satz 1 und 2 gilt für Mitglieder des Wahlvorstandes und Wahl-

bewerber entsprechend. 

(2) Die Kosten der Wahl trägt die Dienststelle. Notwendige Ver-

säumnis von Arbeitszeit infolge der Ausübung des Wahlrechts, der 

Teilnahme an den in den §§ 21 bis 23 genannten Personal-

versammlungen oder der Betätigung im Wahlvorstand hat keine Min-

derung der Dienstbezüge oder des Arbeitsentgeltes zur Folge. Für 

die Mitglieder des Wahlvorstandes gelten § 44 Abs. 1 Satz 2 und 

§ 46 Abs. 2 Satz 2 entsprechend. 

(3) Wahlvorstandsmitglieder haben Anspruch auf Freistellung bis 

zu fünf Arbeitstagen zur Teilnahme an Schulungs- und Bildungs-

veranstaltungen unter Weiterzahlung der Dienstbezüge oder des 

Arbeitsentgeltes nach Abs. 2, soweit die Veranstaltungen Kennt-

nisse vermitteln, die für die Arbeit des Wahlvorstandes geeignet 

sind. Der Wahlvorstand legt den zeitlichen Umfang für die ein-

zelnen Wahlvorstandsmitglieder fest. 



§ 25 (Wahlanfechtung) 

Mindestens drei Wahlberechtigte, jede in der Dienststelle ver-
tretene Gewerkschaft oder der Leiter der Dienststelle können 

binnen einer Frist von zwölf Arbeitstagen, vom Tage der Bekannt-
gabe des Wahlergebnisses an gerechnet, die Wahl beim Verwal-

tungsgericht, bis zu dessen Bildung bei der Kammer für Arbeits-

recht des Kreisgerichts anfechten, wenn gegen wesentliche Vor-

schriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlver-
fahren verstoßen worden und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, 
es sei denn, daß durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht geän-
dert oder beeinflußt werden konnte. 

Zweiter Abschnitt 
Amtszeit des Personalrates 

§ 26 (Amtszeit) 

Die regelmäßige Amtszeit des Personalrats beträgt vier Jahre. 

Die Amtszeit der nach diesem Gesetz gewählten Personalräte endet 

im Hinblick auf § 27 Abs. 5 spätestens am 31.05.1995. Die 

Amtszeit beginnt mit dem Tage der Wahl. 

§ 27 (Zeitpunkt der Wahl und Ende der Amtszeit nach unregelmäßi-
ger Wahl) 

(1) Die regelmäßigen Personalratswahlen finden alle vier Jahre 
in der Zeit vom 1. März bis 31. Mai statt. 

(2) Außerhalb dieser Zeit ist der Personalrat zu wählen, wenn 

1. mit Ablauf von vierundzwanzig Monaten, vom Tage der Wahl ge-

rechnet, die Zahl der regelmäßig Beschäftigten um die Hälf-
te, mindestens aber um 50 gestiegen oder gesunken ist oder 



2. die Gesamtzahl der Mitglieder des Personalrates auch nach 

Eintreten sämtlicher Ersatzmitglieder um mehr als ein Vier-
tel der vorgeschriebenen Zahl gesunken ist oder 

3. der Personalrat mit der Mehrheit seiner Mitglieder seinen 
Rücktritt beschlossen hat oder 

4. der Personalrat durch gerichtliche Entscheidung aufgelöst 
ist oder 

5. in der Dienststelle kein Personalrat besteht. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 bis 3 führt der Personal-
rat die Geschäfte weiter, bis der neue Personalrat gewählt ist. 

(4) § 27 Abs. 4 BPersVG findet keine Anwendung. 

(5) Hat außerhalb des für die regelmäßigen Personalratswahlen 

festgelegten Zeitraumes eine Personalratswahl stattgefunden, so 

ist der Personalrat in dem auf die Wahl folgenden nächsten Zeit-

raum der regelmäßigen Personalratswahlen neu zu wählen. Hat die 

Amtszeit des nach diesem Gesetz gewählten Personalrates zu Be-

ginn des für die regelmäßigen Personalratswahlen festgelegten 

Zeitraumes noch nicht ein Jahr betragen, so ist der Personalrat 

in dem übernächsten Zeitraum der regelmäßigen Personalratswahlen 

neu zu wählen. 

§ 28 (Ausschluß aus dem Personalrat und Auflösung des Personal-
rats) 

(1) Auf Antrag eines Viertels der Wahlberechtigten oder einer in 

der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft kann das Verwaltungs-

gericht, bis zu dessen Bildung die Kammer für Arbeitsrecht des 



Kreisgerichtes den Ausschluß eines Mitgliedes aus dem Personal

-

rat oder die Auflösung des Personalrates wegen grober Vernach-

lässigung seiner gesetzlichen Befugnisse oder wegen grober Ver-
letzung seiner gesetzlichen. Pflichten beschließen. Der Personal-

rat kann aus den gleichen Gründen den Ausschluß eines Mitgliedes 

beantragen. Der Leiter der Dienststelle kann den Ausschluß eines 
Mitgliedes aus dem Personalrat oder die Auflösung des Personal-

rates wegen grober Verletzung seiner gesetzlichen Pflichten be-

antragen. 

(2) Ist der Personalrat aufgelöst, so setzt der Vorsitzende der 

Fachkammer des Verwaltungsgerichts, bis zu seiner Bildung der 

Vorsitzende der Kammer für Arbeitsrecht des Kreisgerichtes einen 
Wahlvorstand ein. Dieser hat unverzüglich eine Neuwahl einzulei-

ten. Bis zur Neuwahl nimmt der Wahlvorstand die dem Personalrat 

nach diesem Gesetz zustehenden Befugnisse und Pflichten wahr. 

§ 29 (Erlöschen der Mitgliedschaft) 

(1) Die Mitgliedschaft im Personalrat erlischt durch 

1. Ablauf der Amtszeit, 

2. Niederlegung des Amtes, 

3. Beendigung des Dienstverhältnisses, 
4. Ausscheiden aus der Dienststelle, 
5. Verlust der Wählbarkeit, 

6. gerichtliche Entscheidung nach § 28, 
7. Feststellung nach Ablauf der in § 25 bezeichneten Frist, daß 

der Gewählte nicht wählbar war. 

(2) § 29 Abs. 2 BPersVG findet keine Anwendung. 

§ 30 (Ruhen der Mitgliedschaft) findet keine Anwendung. 



§ 31 (Ersatzmitglieder) 

(1) Scheidet ein Mitglied aus dem Personalrat aus, so tritt ein 

Ersatzmitglied ein. Das gleiche gilt, wenn ein Mitglied des Per-

sonalrates zeitweilig verhindert ist. 

(2) Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach aus den nicht ge-
wählten Beschäftigten derjenigen Vorschlagslisten entnommen, de-
nen die zu ersetzenden Mitglieder angehören. Ist das ausge-

schiedene oder verhinderte Mitglied mit einfacher Stimmenmehr-

heit gewählt, so tritt der nicht gewählte Beschäftigte mit der 

nächsthöheren Stimmenzahl als Ersatzmitglied ein. 

(3) § 31 Abs. 3 BPersVG findet keine Anwendung. 

(4) Im Falle des § 27 Abs. 2 Nr. 4 treten Ersatzmitglieder nicht 

ein. 

Dritter Abschnitt 
Geschäftsführung des Personalrates 

§ 32 (Vorsitzender und Vorstand) 

(1) Der Personalrat bildet aus seiner Mitte einen aus drei Mit-

gliedern bestehenden Vorstand. Der Vorstand führt die laufenden 

Geschäfte. 

(2) Der Personalrat bestimmt mit einfacher Mehrheit, welches 

Vorstandsmitglied den Vorsitz übernimmt. Er bestimmt zugleich 

die Vertretung des Vorsitzenden durch seine Stellvertreter. 

(3) Der Vorsitzende vertritt den Personalrat im Rahmen der von 

diesem gefaßten Beschlüsse. 



§ 33 (Erweiterter Vorstand) 

Hat der Personalrat elf oder mehr Mitglieder, so wählt er aus 

seiner Mitte mit einfacher Stimmenmehrheit zwei weitere Mitglie-
der in den Vorstand. Sind Mitglieder des Personalrates aus Wahl-
vorschlagslisten mit verschiedenen Bezeichnungen gewählt worden und sind 

im Vorstand Mitglieder aus derjenigen Liste nicht vertreten, die 

die zweitgrößte Anzahl, mindestens jedoch ein Drittel aller von 

den Angehörigen der Dienststelle abgegebenen Stimmen erhalten 

hat, so ist eines der weiteren Vorstandsmitglieder aus dieser 

Liste zu wählen. 

§ 34 (Einberufung der Sitzungen) 

(1) Spätestens sechs Arbeitstage nach dem Wahltage hat der Wahl-

vorstand die Mitglieder des Personalrates zur Vornahme der vor-

geschriebenen Wahlen einzuberufen und die Sitzung zu leiten, bis 

der Personalrat aus seiner Mitte einen Wahlleiter bestellt hat. 

(2) Die weiteren Sitzungen beraumt der Vorsitzende des Personal-
rates an. Er setzt die Tagesordnung fest und leitet die Verhand-

lung. Der Vorsitzende hat die Mitglieder des Personalrates zu 

den Sitzungen rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung zu 

laden. Satz 3 gilt auch für die Ladung der Schwerbehinderten-

vertretung, der Mitglieder der Jugend- und Auszubildendenver-

tretung und der Vertreter der nichtständig Beschäftigten, soweit 

sie ein Recht auf Teilnahme an der Sitzung haben. 

(3) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Personalrates, 

des Leiters der Dienststelle, in Angelegenheiten, die besonders 

schwerbehinderte Beschäftigte betreffen, der Schwerbehinderten-

vertretung oder in Angelegenheiten, die besonders die in § 57 

genannten Beschäftigten betreffen, der Mehrheit der Mitglieder 

der Jugend- und Auszubildendenvertretung hat der Vorsitzende 

eine Sitzung anzuberaumen und den Gegenstand, dessen Beratung 

beantragt ist, auf die Tagesordnung zu setzen. 



(4) Der Leiter der Dienststelle nimmt an den Sitzungen, die auf 

sein Verlangen anberaumt sind, und an den Sitzungen, zu denen er 

ausdrücklich eingeladen ist, teil. 

§ 35 (Personalratssitzungen) 

Die Sitzungen des Personalrates sind nicht öffentlich; sie fin-

den in der Regel während der Arbeitszeit statt. Der Personalrat 
hat bei der Anberaumung seiner Sitzungen auf die dienstlichen 

Erfordernisse Rücksicht zu nehmen. Der Leiter der Dienststelle 

ist vom Zeitpunkt der Sitzung vorher zu verständigen. 

§ 36 (Teilnahme von Gewerkschaftsbeauftragten) 

Auf Antrag von einem Viertel der Mitglieder des Personalrates 

kann ein Beauftragter einer im Personalrat vertretenen Gewerk-

schaft an den Sitzungen beratend teilnehmen; in diesem Falle 

sind der Zeitpunkt der Sitzung und die Tagesordnung der Gewerk-

schaft rechtzeitig mitzuteilen. 

§ 37 (Beschlüsse des Personalrates) 

(1) Die Beschlüsse des Personalrates werden mit einfacher Stim

-

menmehrheit der anwesenden Mitglieder gefaßt. Stimmenthaltung 

gilt als Ablehnung. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abge-

lehnt. 

(2) Der Personalrat ist nur beschlußfähig, wenn mindestens die 

Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist; Stellvertretung durch Er-

satzmitglieder ist zulässig. 

§ 38 (Gemeinsame Beschlüsse und Grupenbeschlüsse) findet keine 
Anwendung. 



§ 39 (Aussetzung von Personalratsbeschlüssen) 

(1) Erachtet die Mehrheit der Jugend- und Auszubildendenvertre-

tung einen Beschluß des Personalrates als eine erhebliche Beein-

trächtigung. wichtiger Interessen der durch sie vertretenen Be-

schäftigten, so ist auf ihren Antrag der Beschluß auf die Dauer 

von sechs Arbeitstagen vom Zeitpunkt der Beschlußfassung an aus-
zusetzen. In dieser Frist soll, gegebenenfalls mit Hilfe der un-

ter den Mitgliedern des Personalrates, oder der Jugend- und Aus-

zubildendenvertretung vertretenen Gewerkschaften, eine Verstän-

digung versucht werden. Die Aussetzung eines Beschlusses nach 

Satz 1 hat keine Verlängerung einer Frist zur Folge. 

(2) Nach Ablauf der Frist ist über die Angelegenheit neu zu be-

schließen. Wird der erste Beschluß bestätigt, so kann der Antrag 
auf Aussetzung nicht wiederholt werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Schwer-

behindertenvertretung einen Beschluß des Personalrates als eine 

erhebliche Beeinträchtigung wichtiger Interessen der Schwerbe-

hinderten erachtet. 

§ 40 (Teilnahme und Stimmrecht der Jugend- und Auszubildenden
-

vertreter, Teilnahme der Schwerbehindertenvertretung) 

(1) Ein Vertreter der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der 

von dieser benannt wird, und die Schwerbehindertenvertretung 

können an allen Sitzungen des Personalrates beratend teilnehmen. 
An der Behandlung von Angelegenheiten, die besonders die in § 57 

genannten Beschäftigten betreffen, kann die gesamte Jugend- und 

Auszubildendenvertretung beratend teilnehmen. Bei Beschlüssen 

des Personalrates, die überwiegend die in § 57 genannten Beschäf-
tigten betreffen, haben die Jugend- und Auszubildendenvertreter 
Stimmrecht. 



(2) An der Behandlung von Angelegenheiten, die besonders die 

nichtständig Beschäftigten betreffen, können die in § 65 Abs. 1 

bezeichneten Vertreter mit. beratender Stimme teilnehmen. 

§ 41 (Sitzungsniederschrift) 

(1) Über jede Verhandlung des Personalrates ist eine Nieder-

schrift aufzunehmen, die mindestens den Wortlaut der Beschlüsse 

und die Stimmenmehrheit, mit der sie gefaßt sind, enthält. Die 

Niederschrift ist von dem Vorsitzenden und einem weiteren Mit-

glied zu unterzeichnen. Der Niederschrift ist eine Anwesenheits-

liste beizufügen, in die sich jeder Teilnehmer eigenhändig ein-

zutragen hat. 

(2) Haben der Leiter der Dienststelle oder Beauftragte von Ge-

werkschaften an der Sitzung teilgenommen, so ist ihnen der ent-

sprechende Teil der Niederschrift abschriftlich zuzuleiten. Ein-

wendungen gegen die Niederschrift sind unverzüglich schriftlich 

zu erheben und der Niederschrift beizufügen. 

§ 42 (Geschäftsordnung) 

Sonstige Bestimmungen über die Geschäftsführung können in einer 

Geschäftsordnung getroffen werden, die der Personalrat mit der 

Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder beschließt. 

§ 43 (Sprechstunden) 

Der Personalrat kann Sprechstunden während der Arbeitszeit ein-

richten. Zeit und Ort bestimmt er im Einvernehmen mit dem Leiter 

der Dienststelle. 



§ 44 (Kosten und Sachaufwand des Personalrates) 

(1) Die durch die Tätigkeit des Personalrates entstehenden Ko-

sten trägt die Dienststelle. Mitglieder des Personalrates erhal-

ten bei Reisen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind, 

Reisekostenvergütungen nach dem Reisekostenrecht der DDR. 

(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende Ge-

schäftsführung hat die Dienststelle in erforderlichem Umfang 

Räume, den Geschäftsbedarf und Büropersonal zur Verfügung zu 

stellen. 

(3) Dem Personalrat werden in allen Dienststellen geeignete 

Plätze für Bekanntmachungen und Anschläge zur Verfügung ge-

stellt. 

§ 45 (Verbot der Beitragserhebung) 

Der Personalrat darf für seine Zwecke von den Beschäftigten kei-
ne Beiträge erheben oder annehmen. 

Vierter Abschnitt 
Rechtsstellung der Personalratsmitglieder 

§ 46 (Ehrenamt, Arbeitszeitversäumnis, Freistellung, Aufwands

-

entschädigung, Schulungs- und Bildungsmöglichkeiten) 

(1) Die Mitglieder des Personalrates führen ihr Amt unentgelt-
lich als Ehrenamt. 

(2) Versäumnis von Arbeitszeit, die zur ordnungsgemäßen Durch-
führung der Aufgaben des Personalrates erforderlich ist, hat 
keine Minderung der Dienstbezüge oder des Arbeitsentgeltes zur 



Folge. Werden Personalratsmitglieder durch die Erfüllung ihrer 
Aufgaben über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus beansprucht, so 
ist ihnen Dienstbefreiung in entsprechendem Umfang zu gewähren. 

(3) Mitglieder des Personalrates sind von ihrer dienstlichen Tä-

tigkeit freizustellen, wenn und soweit es nach Umfang und Art 
der Dienststelle zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist. Bei der Auswahl der freizustellenden Mitglie-

der hat der Personalrat zunächst die nach § 32 Abs. 1 gewählten 

Vorstandsmitglieder, sodann die nach § 33 gewählten Ergänzungs-
mitglieder und schließlich weitere Mitglieder zu berücksichti-

gen. Bei weiteren Freistellungen sind die auf die einzelnen 

Wahlvorschlagslisten entfallenden Stimmen im Wege des Höchst-

zahlverfahrens zu berücksichtigen, wenn die Wahl des Personal-

rates nach. den Grundsätzen der Verhältniswahl durchgeführt (§ 19 

Abs. 3 Satz 1) wurde; dabei sind die nach Satz 2 freigestellten 

Vorstandsmitglieder von den auf jede Wahlvorschlagsliste entfal-

lenden Freistellungen abzuziehen. Im Falle der Personenwahl 

(§ 19 Abs. 3 Satz 2) bestimmt sich die Rangfolge der weiteren 

freizustellenden Mitglieder nach der Zahl der für sie bei der 

Wahl zum Personalrat abgegebenen Stimmen. Die Freistellung darf 

nicht zur Beeinträchtigung des beruflichen Werdegangs führen. 

(4) Von ihrer dienstlichen Tätigkeit sind nach Absatz 3 ganz 

freizustellen in Dienststellen mit in der Regel 

300 bis 600 Beschäftigten ein Mitglied 

601 bis 1000 Beschäftigten zwei Mitglieder 

1001 bis 2000 Beschäftigten drei Mitglieder 

2001 bis 3000 Beschäftigten vier Mitglieder 
3001 bis 4000 Beschäftigten fünf Mitglieder 

4001 bis 5000 Beschäftigten sechs Mitglieder 

5001 bis 6000 Beschäftigten sieben Mitglieder 

6001 bis 7000 Beschäftigten acht Mitglieder 

7001 bis 8000 Beschäftigten neun Mitglieder 

8001 bis 9000 Beschäftigten zehn Mitglieder 

9001 bis 10000 Beschäftigten elf Mitglieder. 



In Dienststellen mit mehr als 10.000 Beschäftigten ist für je 

angefangene weitere 2.000 Beschäftigte ein weiteres Mitglied 

freizustellen. Von den Sätzen 1 und 2 kann im Einvernehmen zwi-

schen Personalrat und Dienststellenleiter abgewichen werden. 

(5) Die von ihrer dienstlichen Tätigkeit ganz freigestellten 

Personalratsmitglieder erhalten eine monatliche Aufwandsent-

schädigung in Höhe von 50,-- DM. Nur teilweise, aber mindestens 

für die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit freigestellte Perso-

nalratsmitglieder erhalten die Hälfte der Aufwandsentschädigung 

nach Satz 1. 

(6) Die Mitglieder des Personalrates sind unter Fortzahlung der 

Bezüge für die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstal-

tungen vom Dienst freizustellen, soweit diese Kenntnisse ver-

mitteln, die für die Tätigkeit im Personalrat erforderlich sind. 

(7) Unbeschadet des Absatzes 6 hat jedes Mitglied des Personal-

rates während seiner regelmäßigen Amtszeit Anspruch auf Frei-

stellung vom Dienst unter Fortzahlung der Bezüge für insgesamt 

drei Wochen zur Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstal-

tungen, die Kenntnisse vermitteln, die von der jeweils zustän-

digen obersten Dienst- oder Aufsichtsbehörde als geeignet aner-

kannt sind. *Beschäftigte, die erstmals das Amt eines Personal-

ratsmitgliedes übernehmen und nicht zuvor Jugend- und Auszubil-

dendenvertreter gewesen sind, haben einen Anspruch nach Satz 1 

für ingesamt vier Wochen. 

§ 47 (Besonderer Schutz bei außerordentlicher Kündigung, Verset-

zung und Abordnung) 

(1) Die außerordentliche Kündigung von Mitgliedern des Personal-

rates, die in einem Arbeitsverhältnis stehen, bedarf der Zustim-

mung des Personalrates. Verweigert der Personalrat seine Zustim-

mung oder äußert er sich nicht innerhalb von drei Arbeitstagen 

nach Eingang des Antrages, so kann das Verwaltungsgericht, bis 



zu dessen Bildung die Kammer für Arbeitsrecht des Kreisgerichtes 

sie auf Antrag des Dienststellenleiters ersetzen, wenn die au-
ßerordentliche Kündigung unter Berücksichtigung aller Umstände 
gerechtfertigt ist. In dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht, 

bis zu dessen Bildung der Kammer für Arbeitsrecht des Kreisge-
richtes ist der betroffene Arbeitnehmer Beteiligter. 

(2) Mitglieder des Personalrates dürfen gegen ihren Willen nur 
versetzt oder abgeordnet werden, wenn dies auch unter Berück-
sichtigung der Mitgliedschaft im Personalrat aus wichtigen 

dienstlichen Gründen unvermeidbar ist. Als Versetzung im Sinne 

des Satzes 1 gilt auch die mit einem Wechsel des Dienstortes 

verbundene Umsetzung in derselben Dienststelle. Die Versetzung 

oder Abordnung von Mitgliedern des Personalrates bedarf der Zu-

stimmung des Personalrates. 

(3) Für Beschäftigte in einer Berufsausbildung, die nicht spe-

ziell auf eine Verwendung in der ausbildenden Stelle abzielt, 

gelten die Absätze 1, 2 und die §§ 15, 16 des Kündigungsschutz-

gesetzes nicht. Absätze 1 und 2 gelten ferner nicht bei der Ver-

setzung oder Abordnung dieser Beschäftigten zu einer anderen 

Dienststelle im Anschluß an das Ausbildungsverhältnis. Die Mit-

gliedschaft der in Satz 1 bezeichneten Beschäftigten im Perso-

nalrat ruht unbeschadet des § 29, solange sie entsprechend den 

Erfordernissen ihrer Ausbildung zu einer anderen Dienststelle 

versetzt oder abgeordnet sind. 

Fünfter Abschnitt 
Personalversammlung 

§ 48 (Zusammensetzung der Personalversammlung, Teilver-
sammlungen) 

(1) Die Personalversammlung besteht aus den Beschäftigten der 

Dienststelle. Sie wird vom Vorsitzenden des Personalrates gelei-
tet. Sie ist nicht öffentlich. 



(2) Kann nach den dienstlichen Verhältnissen eine gemeinsame 

Versammlung aller Beschäftigten nicht stattfinden, so sind Teil-
versammlungen abzuhalten. 

(3) Nach diesem Gesetz gewählte Personalräte können im ersten 

Jahr ihrer Amtszeit ferner Teil- oder Abteilungsversammlungen 
zur Behandlung von Themen durchführen, die einen bestimmten Be-

schäftigtenkreis oder Dienststellenbereich betreffen. 

§ 49 (Ordentliche und außerordentliche Personalversammlung) 

(1) Der Personalrat hat einmal in jedem Kalenderhalbjahr in ei-

ner Personalversammlung einen Tätigkeitsbericht zu erstatten. 

(2) Der Personalrat ist berechtigt und auf Wunsch des Leiters 

der Dienststelle oder eines Viertels der wahlberechtigten Be-

schäftigten verpflichtet, eine Personalversammlung einzuberufen 

und den Gegenstand, dessen Beratung beantragt ist, auf die Ta-

gesordnung zu setzen. 

(3) Auf Antrag einer in der Dienststelle vertretenen Gewerk-

schaft muß der Personalrat vor Ablauf von zwölf Arbeitstagen 

nach Eingang des Antrages eine Personalversammlung nach Absatz 1 

einberufen, wenn im vorhergegangenen Kalenderhalbjahr keine Per-

sonalversammlung und keine Teilversammlung durchgeführt worden 

sind. 

§ 50 (Personalversammlung und Arbeitszeit) 

(1) Die in § 49 Abs. 1 bezeichneten und die auf Wunsch des Lei-
ters der Dienststelle einberufenen Personalversammlungen finden 

während der Arbeitszeit statt, soweit nicht die dienstlichen 

Verhältnisse eine andere Regelung erfordern. Die Teilnahme an 

der Personalversammlung hat keine Minderung der Dienstbezüge 



oder des Arbeitsentgeltes zur Folge. Soweit in den Fällen des 
Satzes 1 Personalversammlungen aus dienstlichen Gründen außer-
halb der Arbeitszeit stattfinden müssen, ist den Teilnehmern 

Dienstbefreiung in entsprechendem Umfang zu gewähren. Fahrko-
sten, die durch die Teilnahme an Personalversammlungen nach Satz 

1 entstehen, werden in entsprechender Anwendung nach dem Reise-
kostenrecht der DDR erstattet. 

(2) Andere Personalversammlungen finden außerhalb der Arbeits-
zeit statt. Hiervon kann im Einvernehmen mit dem Leiter der 
Dienststelle abgewichen werden. 

§ 51 (Aufgaben und Befugnisse) 

Die Personalversammlung kann dem Personalrat Anträge unterbrei-

ten und zu seinen Beschlüssen Stellung nehmen. Sie darf alle An-

gelegenheiten behandeln, die die Dienststelle oder ihre Be-

schäftigten unmittelbar betreffen, insbesondere Tarif-, Besol-

dungs- und Sozialangelegenheiten. § 66 Abs. 2 und § 67 Abs. 1 
Satz 3 gelten für die Personalversammlung entsprechend. 

§ 52 (Teilnahme sonstiger Personen) 

(1) Beauftragte aller in der Dienststelle vertretenen Gewerk-
schaften und ein Beauftragter der Arbeitgebervereinigung, der 
die Dienststelle angehört, sind berechtigt, mit beratender Stim-
me an der Personalversammlung teilzunehmen. Der Personalrat hat 
die Einberufung der Personalversammlung den in Satz 1 genannten 
Gewerkschaften und der Arbeitgebervereinigung mitzuteilen. Ein 
beauftragtes Mitglied der Stufenvertretung sowie ein Beauf-
tragter der Dienststelle, bei der die Stufenvertretung besteht, 
können an der Personalversammlung teilnehmen. 



(2) Der Leiter der Dienststelle kann an der Personalversammlung 

teilnehmen. An Versammlungen, die auf seinen Wunsch einberufen 

sind oder zu denen er ausdrücklich eingeladen ist, hat er teil-

zunehmen. 

Sechster Abschnitt 

Stufenvertretungen und Gesamtpersonalrat 

§ 53 (Bildung von Stufenvertretungen) 

(1) Für den Geschäftsbereich mehrstufiger Verwaltungen werden 

bei den Behörden der Mittelstufe Bezirkspersonalräte, bei den 

obersten Dienstbehörden Hauptpersonalräte gebildet. 

(2) Die Mitglieder des Bezirkspersonalrates werden von den zum 

Geschäftsbereich der Behörde der Mittelstufe, die Mitglieder des 

Hauptpersonalrates von den zum Geschäftsbereich der obersten 

Dienstbehörde gehörenden Beschäftigten gewählt. 

(3) Die g 12 bis 16, § 17 Abs. 6 und 7, §§ 19 und 23 Abs. 1 

Satz 1, Abs. 2, g 24 und 25 gelten entsprechend. § 14 Abs. 3 

gilt nur für die Beschäftigten der Dienststelle, bei der die 

Stufenvertretung zu errichten ist. Eine Personalversammlung zur 

Bestellung des Bezirks- oder Hauptwahlvorstandes findet nicht 

statt. An ihrer Stelle bestellt der Leiter der Dienststelle, bei 

der die Stufenvertretung zu errichten ist, den Wahlvorstand und dessen Vorsitzenden. 

Der Wahlvorstand setzt sich aus drei Wahlberechtigten zusammen. Je 

ein Beauftragter der in der Dienststelle vertretenen Gewerk-

schaften ist berechtigt, an den Sitzungen des Wahlvorstandes mit 

beratender Stimme teilzunehmen. Kommt der Wahlvorstand seiner 

Verpflichtung nach § 23 Abs. 1 Satz 1 nicht nach, so bestellt 

der Leiter der Dienststelle einen neuen Wahlvorstand. § 21 . 

Abs. 2 gilt entsprechend. 

(4) Werden in einer Verwaltung die Personalräte und Stufenver-

tretungen gleichzeitig gewählt, so führen die bei den Dienst-

stellen bestehenden Wahlvorstände die Wahlen der Stufenvertre- 



tungen im Auftrage des Bezirks- oder Hauptwahlvorstandes durch; 

andernfalls bestellen auf sein Ersuchen die Personalräte oder, 
wenn solche nicht bestehen, die Leiter der Dienststellen die 

örtlichen Wahlvorstände für die Wahl der Stufenvertretungen. 

(5) § 17 Abs. 5 gilt entsprechend. 

§ 54 

(1) Für die Stufenvertretungen gelten die §§ 26 bis 39, 40 
Abs. 1, §§ 41, 42, 44, 45, 46 Abs. 1 bis 3 und 5 bis 7, § 47 
entsprechend, soweit in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist. 

(2) § 34 Abs. 1 gilt mit der Maßgabe, daß die Mitglieder der 
Stufenvertretung spätestens zwölf Arbeitstage nach dem Wahltag 
einzuberufen sind. 

§ 55 (Gesamtpersonalrat) findet bei den erstmaligen Wahlen 
keine Anwendung. 

§ 56 (Verweisungen) findet keine Anwendung. 

Drittes Kapitel 
Jugend- und Auszubildendenvertretung, Jugend- und Auszu

-

bildendenversammlung 



§ 57 (Errichtung) 

In Dienststellen, bei denen Personalvertretungen gebildet sind 

und denen in der Regel mindestens fünf Beschäftigte angehören, 
die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (jugendliche 
Beschäftigte) oder die sich in einer beruflichen Ausbildung be-

finden und das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, werden 

Jugend- und Auszubildendenvertretungen gebildet. 

§ 58 (Wahlberechtigung und Wählbarkeit) 

(1) Wahlberechtigt sind alle in § 57 genannten Beschäftigten. 

§ 13 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(2) Wählbar sind Beschäftigte, die am Wahltage noch nicht das 

26. Lebensjahr vollendet haben. § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 

Satz 2, Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 59 (Zahl der Jugend- und Auszubildendenvertreter, Zusammen-

setzung der Jugend- und Auszubildendenvertretung) 

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung besteht in Dienst-

stellen mit in der Regel 

5 bis 	20 der in § 57 geannten Beschäftigten 

aus einem Jugend- und Auszubildendenvertreter 

21 bis 	50 der in § 57 genannten Beschäftigten 

aus drei Jugend- und Auszubildendenvertretern 

51 bis 200 der in § 57 genannten Beschäftigten 

aus fünf Jugend- und Auszubildendenvertretern 



201 bis 300 der in § 57 genannten Beschäftigten 
aus sieben Jugend- und Auszubildendenvertretern 

301 bis 1000 der in § 57 genannten Beschäftigten 
aus elf Jugend- und Auszubildendenvertretern 

mehr als 1000 der in § 57 genannten Beschäftigten 
aus fünfzehn Jugend- und Auszubilden-
denvertretern. 

(2) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung soll sich aus Ver-
tretern der verschiedenen Beschäftigungsarten der der Dienst-
stelle angehörenden, in § 57 genannten Beschäftigten zusammen-
setzen. 

(3) Die Geschlechter sollen in der Jugend- und Auszubildenden-
vertretung entsprechend ihrem Zahlenverhältnis vertreten sein. 

§ 60 (Wahl, Amtszeit, Vorsitzender, Stellvertreter) 

(1) Der nach § 21 Abs. 1 gebildete Wahlvorstand nimmt bei den 
erstmaligen Wahlen nach diesem Gesetz die Punktion auch des 
Wahlvorstandes für die Wahl der Jugend- und Auszubildendenver-
tretung wahr. § 19 Abs. 1, 2, 3, 4/5, 7 und 9, § 21 Abs. 1 
Satz 5, § 24 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2 und § 25 gelten ent-
sprechend. 

(2) Die regelmäßige Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenver-
tretung beträgt zwei Jahre. Sie beginnt mit dem Tage der Wahl 
oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch eine Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung besteht, mit dem Ablauf ihrer Amtszeit. Die re-
gelmäßigen Wahlen der Jugend- und Auszubildendenvertretung fin-
den alle zwei Jahre in der Zeit vom 1. März bis 31. Mai statt. 
Die Amtszeit endet spätestens am 31. Mai des Jahres, in dem nach 
Satz 3 die regelmäßigen Wahlen der Jugend- und Auszubildenden- 



vertretung stattfinden. Für die Wahl der Jugend- und Auszubil-

dendenverretung außerhalb des Zeitraumes für die regelmäßigen 

Wahlen gilt § 27 Abs. 2 Nr. 2 bis 5, Abs. 3 und 5 entsprechend. 

(3) Besteht die Jugend- und Auszubildendenvertretung aus drei 
oder mehr Mitgliedern, so wählt sie aus ihrer Mitte einen Vor-

sitzenden und dessen Stellvertreter. 

(4). Die §§ 28, 29 und 31 gelten entsprechend. 

§ 61 (Aufgaben und Befugnisse, Zusammenarbeit mit dem Personal-
rat) 

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat folgende allge-

meine Aufgaben: 

1. Maßnahmen, die den in § 57 genannten Beschäftigten dienen, 

insbesondere in Fragen der Berufsbildung, beim Personalrat 
zu beantragen, 

2. darüber zu wachen, daß die zugunsten der in § 57 genannten 

Beschäftigten geltenden Gesetze, Verordnungen, Unfallver-

hütungsvorschriften, Tarifverträge, Dienstvereinbarungen und 

Verwaltungsanordnungen durchgeführt werden, 

3. Anregungen und Beschwerden von in § 57 genannten Beschäftig-

ten, insbesondere in Fragen der Berufsbildung, entgegenzu-

nehmen und, falls sie berechtigt erscheinen, beim Personal-

rat auf eine Erledigung hinzuwirken; die Jugend- und Auszu-

bildenenvertretung hat die betroffenen in § 57 genannten Be-

schäftigten über den Stand und das Ergebnis der Verhand-

lungen zu informieren. 



(2) Die Zusammenarbeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung 

mit dem Personalrat bestimmt sich nach § 34 Abs. 3, §§ 39 und 40 

Abs. 1. 

(3) Zur Durchführung ihrer Aufgaben ist die Jugend- und Auszu-

bildendenvertretung durch den Personalrat rechtzeitig und umfas

-

send zu unterrichten. Die Jugend- und Auszubildendenvertretung 

kann verlangen, daß ihr der Personalrat die zur Durchführung ih-

rer Aufgaben erforderlichen Unterlagen zur Verfügung stellt. 

(4) Der Personalrat hat die Jugend- und Auszubildendenvertretung 

zu den Besprechungen zwischen Dienststellenleiter und Personal-

rat nach § 66 Abs. 1 beizuziehen, wenn Angelegenheiten behandelt 

werden, die besonders in § 57 genannte Beschäftigte betreffen. 

(5) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann nach Verstän-

digung des Personalrates Sitzungen abhalten; § 34 Abs. 1, 2 gilt 

sinngemäß. An den Sitzungen der Jugend- und Auszubildendenver -

tretung kann ein vom Personalrat beauftragtes Personalratsmit-

glied teilnehmen. 

§ 62 (Entsprechend anwendbare Vorschriften) 

Für die Jugend- und Auszubildendenvertretung gelten die §§ 43 

bis 45, § 46 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 und 5, Abs. 6, 7 und § 67 

Abs. 1 Satz 3 sinngemäß. § 47 gilt entsprechend mit der Maßgabe, 

daß die außerordentliche Kündigung, die Versetzung und die Ab-

ordnung von Mitgliedern der Jugend- und Auszubildendenvertretung 

der Zustimmung des Personalrates bedürfen. Für Mitglieder des 

Wahlvorstandes und Wahlbewerber gilt § 47 Abs. 1, 2 Satz 1 und 2 

entsprechend. 

63 (Jugend- und Auszubildendenversammlung) 



Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat einmal in jedem Ka-

lenderjahr eine Jugend- und Auszubildendenversammlung durchzu-

führen. Diese soll möglichst unmittelbar vor oder nach einer or-

dentlichen Personalversammlung stattfinden. Sie wird vom Vor-

sitzenden der Jugend- und Auszubildendenvertretung geleitet. Der 

Personalratsvorsitzende oder ein vom Personalrat beauftragtes 

anderes Mitglied soll an der Jugend- und Auszubildendenversamm -

lung teilnehmen. Die für die Personalversammlung geltenden Vor-

schriften sind sinngemäß anzuwenden. Außer der in Satz 1 be-

zeichneten Jugend- und Auszubildendenversammlung kann eine wei-

tere, nicht auf Wunsch des Leiters der Dienststelle einberufene 

Versammlung während der- Arbeitszeit stattfinden. 

§ 64 (Jugend- und Auszubildendenstufenvertretungen) 

(1) Für den Geschäftsbereich mehrstufiger Verwaltungen werden, 

soweit Stufenvertretungen bestehen, bei den Behörden der Mittel-

stufe Bezirks- Jugend- und Auszubildendenvertretungen und bei 

den obersten Dienstbehörden Haupt- Jugend- und Auszubildenden-

vertretungen gebildet. Für die Jugend- und 

Auszubildendenstufenvertretungen gelten § 53 Abs. 2 und 4 sowie 

die §§ 57 bis 62 und § 82 Abs. 6 entsprechend. 

(2) § 64 Abs. 2 BPersVG findet keine Anwendung. 

Viertes Kapitel 

Vertretung der nichtständig Beschäftigten 

§ 65 (Errichtung, Wahl, Amtszeit, Zuständigkeit) 

(1) Steigt während der Amtszeit des Personalrates die Zahl der 

Beschäftigten vorübergehend um mehr als 20 Personen, die voraus-

sichtlich nur für einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten be- 



schäftigt werden, so wählen die nichtständig Beschäftigten in 

geheimer Wahl 

bei 21 bis 50 nichtständig Beschäftigten 	einen Vertreter, 

bei 51 bis 100 nichtständig Beschäftigten 	zwei Vertreter, 

bei mehr als 100 nichtständig Beschäftigten 	drei Vertreter. 

Der Personalrat bestimmt den Wahlvorstand und seinen Vorsitzen-

den. Im übrigen gelten für die Wahl der Vertreter § 13 Abs. 1 

und 3, §§ 14, 17 Abs. 6 und 7, §§ 19, 24 Abs. 1 Satz 1 und 2, 
Abs. 2 und § 25 mit Ausnahme der Vorschriften über die Dauer der 

Zugehörigkeit zum Geschäftsbereich der obersten Dienstbehörde 

und zum öffentlichen Dienst entsprechend. 

(2) Die Amtszeit der in Absatz 1 bezeichneten Vertreter endet 

mit Ablauf des für die Beschäftigung der nichtständig Beschäf-

tigten vorgesehenen Zeitraums oder mit Wegfall der Voraussetzun-

gen für ihre Wahl. § 26 Satz 3, § 27 Abs. 2 Nr. 2 bis 4, Abs. 3 

und §5 28 bis 31 gelten entsprechend. 

(3) Für die in Absatz 1 bezeichneten Vertreter gelten §§ 43 bis 

45, § 46 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 und § 67 Abs. 1 Satz 3 sinngemäß. 

(4) An den Sitzungen des Personalrates nehmen die in Absatz 1 

bezeichneten Vertreter nach Maßgabe des § 40 Abs. 2 teil. 

Fünftes Kapitel 

Beteiligung der Personalvertretung 

Erster Abschnitt 

Allgemeines 

§ 66 (Grundsätze für die Zusammenarbeit von Dienststelle und 

Personalvertretung) 



(1) Der Leiter der Dienststelle und die Personalvertretung sol-
len mindestens einmal im Monat zu Besprechungen zusammentreten. 

In ihnen soll auch die Gestaltung des Dienstbetriebes behandelt 

werden, insbesondere alle Vorgänge, die die Beschäftigten we-

sentlich berühren. Sie haben über strittige Fragen mit dem ern-
sten Willen zur Einigung zu verhandeln und Vorschläge für die 
Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zu machen. 

(2) Dienststelle und Personalvertretung haben alles zu unterlas-

sen, was geeignet ist, die Arbeit und den Frieden der Dienst-

stelle zu beeinträchtigen. Insbesondere dürfen Dienststelle und 

Personalvertretung keine Maßnahmen des Arbeitskampfes gegenein-

ander durchführen. Arbeitskämpfe tariffähiger Parteien werden 

hierdurch nicht berührt. 

(3) Außenstehende Stellen dürfen erst angerufen werden, wenn 

eine Einigung in der Dienststelle nicht erzielt worden ist. 

§ 67 (Grundsätze für die Behandlung der Beschäftigten, politi-
sche und gewerkschaftliche Betätigung) 

(1) Dienststelle und Personalvertretung haben darüber zu wachen, 

daß alle Angehörigen der Dienststelle nach Recht und Billigkeit 

behandelt werden, insbesondere, daß jede unterschiedliche Be-
handlung von Personen wegen ihrer Abstammung, Religion, Nationa-

lität, Herkunft, politischen oder gewerkschaftlichen Betätigung 

oder Einstellung oder wegen ihres Geschlechtes unterbleibt. Da-
bei müssen sie sich so verhalten, daß das Vertrauen der Verwal-

tungsangehörigen in die Objektivität und Neutralität ihrer Amts-

führung nicht beeinträchtigt wird. Der Leiter der Dienststelle 

und die Personalvertretung haben jede parteipolitische Betäti-

gung in der Dienststelle zu unterlassen; die Behandlung von Ta-

rif-, Besoldungs- und Sozialangelegenheiten wird hierdurch nicht 
berührt. 



(2) Beschäftigte, die Aufgaben nach diesem Gesetz wahrnehmen, 
werden dadurch in der Betätigung für ihre Gewerkschaft auch in 
der Dienststelle nicht beschränkt. 

(3) Die Personalvertretung hat sich für die Wahrung der Ver-
einigungsfreiheit der Beschäftigten einzusetzen. 

§ 68 (Allgemeine Aufgaben und Informationsrecht der Personal-

vertretung) 

(1) Die Personalvertretung hat folgende allgemeine Aufgaben: 

1. Maßnahmen, die der Dienststelle und ihren Angehörigen die-

nen, zu beantragen, 

2. darüber zu wachen, daß die zugunsten der Beschäftigten gel-

tenden Gesetze, Verordnungen, Tarifverträge, Dienstverein-

barungen und Verwaltungsanordnungen durchgeführt werden, 

3. Anregungen und Beschwerden von Beschäftigten entgegenzuneh-

men und, falls sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlung 

mit dem Leiter der Dienststelle auf ihre Erledigung hinzu-
wirken, 

4. die Eingliederung und berufliche Entwicklung Schwerbehin-

derter und sonstiger schutzbedürftiger, insbesondere älterer 
Personen zu fördern, 

5. Maßnahmen zur beruflichen Förderung Schwerbehinderter zu be-

antragen, 

6. die Eingliederung ausländischer Beschäftigter in die Dienst-

stelle und das Verständnis zwischen ihnen und den deutschen 

Beschäftigten zu fördern, 



7. mit der Jugend- und Auszubildendenvertretung zur Förderung 

der Belange der in § 57 genannten Beschäftigten eng zusam-
menzuarbeiten. 

(2) Die Personalvertretung ist zur Durchführung ihrer Aufgaben 

rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Ihr sind die hierfür 

erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Personalakten dürfen nur 
mit Zustimmung des Beschäftigten und nur von den von ihm be-
stimmten Mitgliedern der Personalvertretung eingesehen werden. 
Dienstliche Beurteilungen sind auf Verlangen des Beschäftigten 
der Personalvertretung zur Kenntnis zu bringen. 

Zweiter Abschnitt 

Formen und Verfahren der Mitbestimmung und Mitwirkung 

§ 69 (Mitbestimmungsverfahren) 

(1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestimmung des Personalrates un-

terliegt, kann sie nur mit seiner Zustimmung getroffen werden. 

(2) Der Leiter der Dienststelle unterrichtet den Personalrat von 

der beabsichtigten Maßnahme und beantragt seine Zustimmung. Der 
Personalrat kann verlangen, daß der Leiter der Dienststelle die 

beabsichtigte Maßnahme begründet; der Personalrat kann außer in 

Personalangelegenheiten auch eine schriftliche Begründung ver-

langen. Der Beschluß des Personalrates über die beantragte Zu-

stimmung ist dem Leiter der Dienststelle innerhalb von zehn Ar-
beitstagen mitzuteilen. In dringenden Fällen kann der Leiter der 

Dienststelle diese Frist auf drei Arbeitstage abkürzen. Die Maß-

nahme gilt als gebilligt, wenn nicht der Personalrat innerhalb 

der genannten Frist die Zustimmung unter Angabe der Gründe 

schriftlich verweigert. Soweit dabei Beschwerden oder Behauptun-

gen tatsächlicher Art vorgetragen werden, die für einen Beschäf- 



tigten ungünstig sind oder ihm nachteilig werden können, ist dem 

Beschäftigten Gelegenheit zur Äußerung zu geben; die Äußerung 

ist aktenkundig zu machen. 

(3) Kommt eine Einigung nicht zustande, so kann der Leiter der 

Dienststelle oder der Personalrat die Angelegenheit binnen sechs 

Arbeitstagen auf dem Dienstwege den übergeordneten Dienststel-

len, bei denen Stufenvertretungen bestehen, vorlegen. In Körper -

schaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechtes ist 
als oberste Dienstbehörde das in ihrer Verfassung für die Ge-
schäftsführung vorgesehene oberste Organ anzurufen. In Zweifels-

fällen bestimmt die zuständige oberste Aufsichtsbehörde die an

-

zurufende Stelle. Absatz 2 gilt entsprechend. Legt der Leiter 

der Dienststelle die Angelegenheit nach Satz 1 der übergeord-

neten Dienststelle vor, teilt er dies dem Personalrat unter An-

gabe der Gründe mit. 

(4) Ergibt sich zwischen der obersten Dienstbehörde und der bei 

ihr bestehenden zuständigen Personalvertretung keine Einigung, 

so entscheidet die Einigungsstelle (§ 71); in den Fällen des 

§ 77 Abs. 2 stellt sie fest, ob ein Grund zur Verweigerung der 

Zustimmung vorliegt. Die Einigungsstelle soll binnen zwei Mona-

ten nach der Erklärung eines Beteiligten, die Entscheidung der 

Einigungsstelle herbeiführen zu wollen, entscheiden. In den Fäl-
len des § 76 beschließt die Einigungsstelle, wenn sie sich nicht 

der Auffassung der obersten Dienstbehörde anschließt, eine Emp-

fehlung an diese. Die oberste Dienstbehörde entscheidet sodann 

endgültig. Soweit es sich in den Fällen des § 75 Abs. 1 um Ange-

legenheiten der an der Programmgestaltung maßgeblich mitwir-

kenden Beschäftigten der Rundfunkanstalten des öffentlichen 

Rechts handelt, gelten die Sätze 3 und 4 entsprechend. 

(5) Der Leiter der Dienststelle kann bei Maßnahmen, die der Na-

tur der Sache nach keinen Aufschub dulden, bis zur endgültigen 

Entscheidung vorläufige Regelungen treffen. Er hat dem Personal-

rat die vorläufige Regelung mitzuteilen und zu begründen und un- 



verzüglich das Verfahren nach den Absätzen 2 bis 4 einzuleiten 

oder fortzusetzen. 

§ 70 (Initiativrecht des Personalrats in Mitbestimmungsan-

gelegenheiten) 

(1) Beantragt der Personalrat eine Maßnahme, die nach § 75 

Abs. 3 Nr. 1 bis 6 und 11 bis 17 seiner Mitbestimmung unter-

liegt, so hat er sie schriftlich dem Leiter der Dienststelle 

vorzuschlagen. Entspricht dieser dem Antrag nicht, so bestimmt 

sich das weitere Verfahren nach § 69 Abs. 3 und 4. 

(2) Beantragt der Personalrat eine Maßnahme, die nach anderen 

als den in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Vorschriften seiner Mit-

bestimmung unterliegt, so hat er sie schriftlich dem Leiter der 

Dienststelle vorzuschlagen. Entspricht dieser dem Antrag nicht, 

so bestimmt sich das weitere Verfahren nach § 69 Abs. 3; die 

oberste Dienstbehörde entscheidet endgültig. 

§ 71 (Einigungsstelle) 

(1) Die Einigungsstelle wird bei der obersten Dienstbehörde ge-

bildet. Sie besteht aus je drei Beisitzern, die von der obersten 

Dienstbehörde und der bei ihr bestehenden zuständigen Personal-

vertretung bestellt werden, und einem unparteiischen Vorsitzen-

den, auf dessen Person sich beide Seiten einigen. Kommt eine Ei-

nigung über die Person des Vorsitzenden nicht zustande, so be-

stellt ihn der Präsident des Obersten Verwaltungsgerichts, bis 

zu dessen Bildung der Vorsitzende des Senats für Arbeitsrecht 

des Obersten Gerichts der Deutschen Demokratischen Republik. 

(2) Die Verhandlung ist nicht öffentlich. Der obersten Dienst-

behörde und der zuständigen Personalvertretung ist Gelegenheit 

zur mündlichen Äußerung zu geben. Im Einvernehmen mit den Betei-

ligten kann die Äußerung schriftlich erfolgen. 



(3) Die Einigungsstelle entscheidet durch Beschluß. Sie kann den 
Anträgen der Beteiligten auch teilweise entsprechen. Der Be-

schluß wird mit Stimmenmehrheit gefaßt. Er muß sich im Rahmen 

der geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere des Haushalts-
gesetzes, halten. 

(4) Der Beschluß ist den Beteiligten zuzustellen. Er bindet, ab-

gesehen von den Fällen des § 69 Abs. 4 Sätze 3, 5 die Beteilig-

ten, soweit er eine Entscheidung im Sinne des Absatzes 3 ent-
hält. 

§ 72 (Mitwirkungsverfahren) 

(1) Soweit der Personalrat an Entscheidungen mitwirkt, ist die 

beabsichtigte Maßnahme vor der Durchführung mit dem Ziele einer . 

Verständigung rechtzeitig und eingehend mit ihm zu erörtern. 

(2) Äußert sich der Personalrat nicht innerhalb von zehn Ar-

beitstagen oder hält er bei. Erörterung seine Einwendungen oder 

Vorschläge nicht aufrecht, so gilt die beabsichtigte Maßnahme 

als gebilligt. Erhebt der Personalrat Einwendungen, so hat er 

dem Leiter der Dienststelle die Gründe mitzuteilen. § 69 Abs. 2 

Satz 6 gilt entsprechend. 

(3) Entspricht die Dienststelle den Einwendungen des Personal-

rates nicht oder nicht in vollem Umfange, so teilt sie dem Per-

sonalrat ihre Entscheidung unter Angabe der Gründe schriftlich 

mit. 

(4) Der Personalrat einer nachgeordneten Dienststelle kann die 

Angelegenheit binnen drei Arbeitstagen nach Zugang der Mittei-

lung auf dem Dienstwege den übergeordneten Dienststellen, bei 

denen Stufenvertretungen bestehen, mit dem Antrag auf Entschei-

dung vorlegen. Diese entscheiden nach Verhandlung mit der bei 

ihnen bestehenden Stufenvertretung. § 69 Abs. 3 Sätze 2, 3 gilt 



entsprechend. Eine Abschrift seines Antrages leitet der Perso-

nalrat seiner Dienststelle zu. 

(5) Ist ein Antrag gemäß Absatz 4 gestellt, so ist die beabsich-
tigte Maßnahme bis zur Entscheidung der angerufenen Dienststelle 

auszusetzen. 

(6) § 69 Abs. 5 gilt entsprechend. 

§ 73 (Dienstvereinbarungen) 

(1) Dienstvereinbarungen sind zulässig, soweit sie dieses Gesetz 
ausdrücklich vorsieht. Sie werden durch Dienststelle und Perso-

nalrat gemeinsam beschlossen, sind schriftlich niederzulegen, 

von beiden Seiten zu unterzeichnen und in geeigneter. Weise be-

kanntzumachen. 

(2) Dienstvereinbarungen, die für einen größeren Bereich gelten, 

gehen den Dienstvereinbarungen für einen kleineren Bereich vor. 

§ 74 (Durchführung von Entscheidungen) 

(1) Entscheidungen, an denen der Personalrat beteiligt war, 

führt die Dienststelle durch, es sei denn, daß im Einzelfall et-

was anderes vereinbart ist. 

(2) Der Personalrat darf nicht durch einseitige Handlungen in 

den Dienstbetrieb eingreifen. 

Dritter Abschnitt 
Angelegenheiten, in denen der Personalrat zu beteiligen ist 



§ 75 (Fälle der uneingeschränkten Mitbestimmung) 

(1) Der Personalrat hat mitzubestimmen in Personalangelegen-

heiten, die nicht unter § 76 fallen, bei 

1. Einstellung, 

2. Übertragung einer höher oder niedriger zu bewertenden Tätig-
keit, Höher- oder Rückgruppierung, Eingruppierung, 

3. Versetzung zu einer anderen Dienststelle, Umsetzung inner-

halb der Dienststelle, wenn sie mit einem Wechsel des 

Dienstortes verbunden ist (das Einzugsgebiet im Sinne des 

Umzugskostenrechts gehört zum Dienstort), 

4. Abordnung für eine Dauer von mehr als drei Monaten, 

5. Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus, 

6. Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnungen 

beschränken, 

7. Versagung oder Widerruf der Genehmigung einer Nebentätig-

keit. 

§ 75 Abs. 1 Nr. 4a BPersVG findet keine Anwendung. 

(2) Der Personalrat hat mitzubestimmen in sozialen Angelegenhei-

ten bei 

1. Gewährung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darlehen und 

entsprechenden sozialen Zuwendungen, 

2. Zuweisung und Kündigung von Wohnungen, über die die Dienst-

stelle verfügt, sowie der allgemeinen Festsetzung der Nut-

zungsbedingungen, 



3. Zuweisung von Dienst- und Pachtland und Festsetzung der Nut-
zungsbedingungen. 

Hat ein Beschäftigter eine Leistung nach Nummer 1 beantragt, 

wird der Personalrat nur auf seinen Antrag beteiligt; auf Ver-
langen des Antragstellers bestimmt nur der Vorstand des Perso-
nalrates mit. Die Dienststelle hat dem Personalrat nach Abschluß 

jedes Kalendervierteljahres einen Überblick über die Unterstüt-
zungen und entsprechenden sozialen Zuwendungen zu geben. Dabei 

sind die Anträge und die Leistungen gegenüberzustellen. Auskunft 

über die von den Antragstellern angeführten Gründe wird hierbei 
nicht erteilt. 

(3) Der Personalrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche 

Regelung nicht besteht, gegebenenfalls durch Abschluß von 
Dienstvereinbarungen mitzubestimmen über 

1. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen so-

wie die Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochen-
tage, 

2. Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Dienstbezüge und Ar-
beitsentgelte, 

3. Aufstellung des Urlaubsplanes, Festsetzung der zeitlichen 

Lage des Erholungsurlaubs für einzelne Beschäftigte, wenn 

zwischen dem Dienststellenleiter und den beteiligten Be-

schäftigten kein Einverständnis erzielt wird, 

4. Fragen der Lohngestaltung innerhalb der Dienststelle, ins-

besondere die Aufstellung von Entlohnungsgrundsätzen, die 



Einführung und Anwendung von neuen Entlohnungsmethoden und 

deren Änderung sowie die Festsetzung der Akkord- und Prä-

miensätze und vergleichbarer leistungsbezogener Entgelte, 
einschließlich der Geldfaktoren, l) 

5. Errichtung, Verwaltung und Auflösung von Sozialeinrichtungen 
ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform, 

6. Durchführung der Berufsausbildung, 

7. Auswahl der Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen, 

8. Inhalt von Personalfragebogen, 

9. Beurteilungsrichtlinien 

10. Bestellung von Vertrauens- oder Betriebsärzten, 

11. Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeitsunfällen und 
sonstigen Gesundheitsschädigungen, 

12. Grundsätze über die Bewertung von anerkannten Vorschlägen im 

Rahmen des betrieblichen Vorschlagswesens, 

13. Aufstellung von Sozialplänen einschließlich Plänen für Um-
schulungen zum Ausgleich oder zur Milderung von wirtschaft-

lichen Nachteilen, die dem Beschäftigten infolge von Ratio-
nalisierungsmaßnahmen entstehen, 

14. Absehen von der Ausschreibung von Dienstposten, die besetzt 

werden sollen, 

1) Anmerkung zu Nr. 4: 
Nr. 4 eröffnet nicht  die Möglichkeit, die Vergütung an-
stelle von oder abweichend von tariflichen Bestimmungen 
festzulegen, sondern läßt es nur zu, erforderliche be-
triebsbezogene Konkretisierungen im Rahmen der durch die 
Vergütungsregelungen gezogenen Grenzen vorzunehmen. 



15. Regelung der Ordnung in der Dienststelle und des Verhaltens 

der Beschäftigten, 

16. Gestaltung der Arbeitsplätze, 

17. Einführung und Anwendung technischer Einrichtungen, die dazu 
bestimmt sind, das Verhalten oder die Leistung der Beschäf-
tigten zu überwachen. 

Absatz 3, Nummern 6 bis 10, findet nur Anwendung, wenn es sich 

nicht um Beschäftigte i. S. des § 104 Satz 3 handelt. 

(4) Muß für Beschäftigtengruppen die tägliche Arbeitszeit (Ab-

satz 3 Nr. 1) nach Erfordernissen, die die Dienststelle nicht 

voraussehen kann, unregelmäßig und kurzfristig festgesetzt wer-

den, so beschränkt sich die Mitbestimmung auf die Grundsätze für 

die Aufstellung der Dienstpläne, insbesondere für die Anordnung 

von Dienstbereitschaft, Mehrarbeit und Überstunden. 

(5) Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch 
Tarifvertrag geregelt sind oder üblicherweise geregelt werden, 

können nicht Gegenstand einer Dienstvereinbarung (Absatz 3) 
sein. Dies gilt nicht, wenn ein Tarifvertrag den Abschluß ergän-

zender Dienstvereinbarungen ausdrücklich zuläßt. 

§ 76 (Fälle der eingeschränkten Mitbestimmung) 

(1) Der Personalrat hat mitzubestimmen in Personalan-

gelegenheiten der Beschäftigten im Sinne des § 104 Satz 3 bei 

1. Einstellung, 

2. Beförderung, Höhergruppierung, 

3. Übertragung einer höher oder niedriger zu bewertenden Tätig-

keit, 



4. Versetzung zu einer anderen Dienststelle, Umsetzung inner-
halb der Dienststelle, wenn sie mit einem Wechsel des 

Dienstortes verbunden ist (das Einzugsgebiet im Sinne des 

Umzugskostenrechts gehört zum Dienstort), 

5. Abordnung für eine Dauer von mehr als drei Monaten, 

6. Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung be-
schränken, 

7. Versagung oder Widerruf der Genehmigung einer Nebentätig-

keit, 

8. Ablehnung eines Antrages auf Teilzeitbeschäftigung, Ermäßi-

gung der regelmäßigen Arbeitszeit oder Urlaub, 

9. Hinausschiebung des Eintritts in den Ruhestand wegen 

Erreichens der Altergrenze. 

76 Abs. 1 Nr. 5a BPersVG findet keine Anwendung. 

(2) Der Personalrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche 

Regelung nicht besteht, gegebenenfalls durch Abschluß von 
Dienstvereinbarungen mitzubestimmen über 

1. Auswahl der Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen für 

Beschäftigte i. S. des § 104, 

2. Inhalt von Personalfragebogen für Beschäftigte i. S. des 
104, 

3. Beurteilungsrichtlinien für Beschäftigte i. S. des § 104, 

4. Bestellung von Vertrauens- oder Betriebsärzten als Beschäf-

tigte i. S. des § 104 Satz 3, 



5. Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und Erleichterung 

des Arbeitsablaufs, 

6. allgemeine Fragen der Fortbildung der Beschäftigten, 

7. Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden, 

8. Erlaß von Richtlinien über die personelle Auswahl bei Ein-

stellungen, Versetzungen, Umgruppierungen und Kündigungen, 

9. Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen einen Beschäftig-

ten. 

In den Fällen der Nummer 9 bestimmt der Personalrat nur auf An-

trag des Beschäftigten mit; dieser ist von der beabsichtigten 

Maßnahme rechtzeitig vorher in Kenntnis zu setzen. 

§ 77 (Ausnahmen von der Mitbestimmung und Katalog der Zustim

-

mungsverweigerungsgründe in Personalangelegenheiten) 

(1) In Personalangelegenheiten der in § 14 Abs. 3 bezeichneten 

Beschäftigten, der auf Zeit angestellten Beschäftigten i. S. des 

§ 104 Satz 3, der Beschäftigten mit überwiegend wissenschaft-

licher oder künstlerischer Tätigkeit bestimmt der Personalrat 

nach § 75 Abs. 1, § 76 Abs. 1 nur mit, wenn sie es beantragen. 

§ 75 Abs. 1 und 3 Nr. 14, § 76 Abs. 1 gelten nicht für Stellen 

von Beschäftigten i. S. des § 104 in Funktionen, die in den 

Verwaltungen des Bundes regelmäßig von Beamten der Besoldungs-

gruppe A 16 an aufwärts wahrgenommen werden. 

Dies gilt auch für 

1. den Chef des Presse- und Informationsamtes der Regierung, 

dessen Stellvertreter und den Stellvertretenden Sprecher 

der Regierung, 



2. den Generalstaatsanwalt beim obersten Gericht und den Ober-

staatsanwalt beim obersten Verwaltungsgericht, 

3. den Beauftragten für den Zivildienst. 

(2) Der Personalrat kann in den Fällen des § 75 Abs. 1 und des 

§ 76 Abs. 1 seine Zustimmung verweigern, wenn 

1. die Maßnahme gegen ein Gesetz, eine Verordnung, eine Bestim-

mung in einem Tarifvertrag, eine gerichtliche Entscheidung 

oder eine Verwaltungsanordnung oder gegen eine Richtlinie im 

Sinne des § 76 Abs. 2 verstößt oder 

2. die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß durch 

die Maßnahme der betroffene Beschäftigte oder andere Be-

schäftigte benachteiligt werden, ohne daß dies aus dienstli-

chen oder persönlichen Gründen gerechtfertigt ist, oder 

3. die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß der 

Beschäftigte oder Bewerber den Frieden in der Dienststelle 

durch unsoziales oder gesetzwidriges Verhalten stören werde. 

§ 78 (Fälle der Mitwirkung und der Anhörung) 

(1) Der Personalrat wirkt mit bei 

1. Vorbereitung von Verwaltungsanordnungen einer Dienststelle 

für die innerdienstlichen, sozialen und persönlichen Angele-

genheiten der Beschäftigten ihres Geschäftsbereiches, wenn 

nicht die Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerkschaf-

ten bei der Vorbereitung allgemeiner Regelungen der Verhält-

nisse der in § 104 Satz 3 genannten Beschäftigten beteiligt 

werden, 

2. Auflösung, Einschränkung, Verlegung oder Zusammenlegung von 

Dienststellen oder wesentlichen Teilen von ihnen, 



78 Abs. 1 Nummern 3 bis 5 BPersVG findet keine Anwendung. 

78 Abs. 2 des BPersVG findet keine Anwendung. 

(3) Vor der Weiterleitung von Personalanforderungen zum Haus-

haltsvoranschlag ist der Personalrat anzuhören. Gibt der Perso-

nalrat einer nachgeordneten Dienststelle zu den Personalanfor-

derungen eine Stellungnahme ab, so ist diese mit den Personalan-

forderungen der übergeordneten Dienststelle vorzulegen. Das gilt 

entsprechend für die Personalplanung. 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für Neu-, Um- und Erweiterungs-

bauten von Diensträumen. 

(5) Vor grundlegenden Änderungen von Arbeitsverfahren und Ar-

beitsabläufen ist der Personalrat anzuhören. 

79 (Beteiligung bei der Beendigung von Arbeitsverhältnissen) 

(1) Der Personalrat wirkt bei der ordentlichen Kündigung durch 

den Arbeitgeber mit. § 77 Abs. 1 Satz 2 des Ge
-

setzes gilt entsprechend. Der Personalrat kann gegen 

die Kündigung Einwendungen erheben, wenn nach seiner Ansicht 

1. bei der Auswahl des zu kündigenden Arbeitnehmers soziale Ge-

sichtspunkte nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt 

worden sind, 



2. die Kündigung gegen eine Richtlinie im Sinne des § 76 Abs. 2 

Nr. 8 verstößt, 

3. der zu kündigende Arbeitnehmer an einem anderen Arbeitsplatz 

in derselben Dienststelle oder in einer anderen Dienststelle 

desselben Verwaltungszweiges an demselben Dienstort ein-

schließlich. seines Einzugsgebietes weiterbeschäftigt werden 
kann, 

4. die Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers nach zumutbaren 
Umschulungs- oder Fortbildungsmaßnahmen möglich ist oder 

5. die Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers unter geänderten 

Vertragsbedingungen möglich ist und der Arbeitnehmer sein 

Einverständnis hiermit erklärt. 

Wird dem Arbeitnehmer gekündigt, obwohl der Personalrat nach 

Satz 3 Einwendungen gegen die Kündigung erhoben hat, so ist dem 

Arbeitnehmer mit der Kündigung eine Abschrift der Stellungnahme 

des Personalrates zuzuleiten, es sei denn, daß die Stufenver-

tretung in der Verhandlung nach § 72 Abs. 4 Satz 2 die Einwen-

dungen nicht aufrechterhalten hat. 

(2) § 79 Abs. 2 BPersVG findet keine Anwendung. 

(3) Vor fristlosen Entlassungen, außerordentlichen Kündigungen 

und vor der Beendigung des Arbeitsverhältnisses eines Beschäf-

tigten während der Probezeit ist der Personalrat anzuhören. Der 

Dienststellenleiter hat die beabsichtigte Maßnahme zu begründen. 

Hat der Personalrat Bedenken, so hat er sie unter Angabe der 

Gründe dem Dienststellenleiter unverzüglich, spätestens inner-

halb von drei. Arbeitstagen schriftlich mitzuteilen. . 

(4) Eine Kündigung ist unwirksam, wenn der Personalrat nicht be-

teiligt worden ist. 



§ 80 (Beteiligung bei Prüfungen) 

An Prüfungen, die eine Dienststelle von den Beschäftigten ihres 

Bereichs abnimmt, kann ein Mitglied des für diesen Bereich zu-

ständigen Personalrates, das von diesem benannt ist, beratend 
teilnehmen. 

§ 81 (Beteiligung beim Arbeitsschutz) 

(1) Der Personalrat hat bei der Bekämpfung von Unfall- und Ge-

sundheitsgefahren die für den Arbeitsschutz zuständigen Behör-

den, die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung und die üb-

rigen in Betracht kommenden Stellen durch Anregung, Beratung und 

Auskunft zu unterstützen und sich für die Durchführung der Vor-

schriften über den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung in der 

Dienststelle einzusetzen. 

(2) Der Dienststellenleiter und die in Absatz 1 genannten Stel-

len sind verpflichtet, bei allen im Zusammenhang mit dem Ar-

beitsschutz oder der Unfallverhütung stehenden Besichtigungen 

und Fragen und bei Unfalluntersuchungen den Personalrat oder die 

von ihm bestimmten Personalratsmitglieder derjenigen Dienststel-

len hinzuziehen, in der die Besichtigung oder Untersuchung 

stattfindet. Der Dienststellenleiter hat dem Personalrat unver-

züglich die den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung betreffen-

den Auflagen und Anordnungen der in Absatz 1 genannten Stellen 

mitzuteilen. 

(3) An den Besprechungen des Dienststellenleiters mit den 

Sicherheitsbeauftragten oder dem Sicherheitsausschuß, der zu 

bilden ist, wenn mehr als drei Sicherheitsbeauftragte bestellt 

sind, nehmen vom Personalrat beauftragte Personalratsmitglieder 
teil. 



(4) Der Personalrat erhält die Niederschriften über Untersuchun-
gen, Besichtigungen und Besprechungen, zu denen er nach den Ab-
sätzen 2 und 3 hinzuzuziehen ist. 

(5) Der Dienststellenleiter hat dem Personalrat eine Durch-

schrift der vom Personalrat zu unterschreibenden Unfallanzeige 

auszuhändigen. 

Vierter Abschnitt 
Beteiligung der Stufenvertretungen, 

Beteiligung in besonderen Fällen 

§ 82 (Zuständigkeit der Stufenvertretungen) 

(1) In Angelegenheiten, in denen die Dienststelle nicht zur Ent-

scheidung befugt ist, ist an Stelle des Personalrates die bei 
der zuständigen Dienststelle gebildete Stufenvertretung zu be-

teiligen. 

(2) Vor einem Beschluß in Angelegenheiten, die einzelne Beschäf-

tigte oder Dienststellen betreffen, gibt die Stufenvertretung 

dem Personalrat Gelegenheit zur Äußerung. In diesem Falle ver-

doppeln sich die Fristen der §§ 69 und 72. 

(3) § 82 Abs. 3 BPersVG findet keine Anwendung. 

(4) Für die Befugnisse und Pflichten der Stufenvertretungen gel-

ten die §§ 69 bis 81 entsprechend. 

(5) Werden im Geschäftsbereich mehrstufiger Verwaltungen perso-

nelle oder soziale Maßnahmen von einer Dienststelle getroffen, 
bei der keine für eine Beteiligung an diesen Maßnahmen zuständi-

ge Personalvertretung vorgesehen ist, so ist die Stufenvertre-

tung bei der nächsthöheren Dienststelle, zu deren Geschäftsbe-

reich die entscheidende Dienststelle und die von der Entschei-

dung Betroffenen gehören, zu beteiligen. 



(6) Wird ein Hauptpersonalrat nicht gebildet, so treten in den 
Fällen der §§ 69 Abs. 3 und 4, 70, 71, 72, Abs. 4 an seine Stelle 

die zuständige Stufenvertretung der Mittelstufe oder, wenn eine 

solche nicht vorhanden ist, die zuständige Personalvertretung. 

Sechstes Kapitel 
Gerichtliche Entscheidungen 

§ 83 (Zuständigkeit und Verfahren der Verwaltungsgerichte) 

(1) Die Verwaltungsgerichte, im dritten Rechtszug das Oberste 

Verwaltungsgericht, entscheiden außer in den Fällen der §§ 9, 

25, 28 und 47 Abs. 1 über 

1. Wahlberechtigung und Wählbarkeit, 
2. Wahl und Amtszeit der Personalvertretungen und der in den 

§§ 57, 65 genannten Vertreter sowie die Zusammensetzung der 

Personalvertretungen und der Jugend- und Auszubildendenver-
tretungen, 

3. Zuständigkeit, Geschäftsführung und Rechtsstellung der Per-

sonalvertretungen und der in den §§ 57,65 genannten Vertre-
ter, 

4. Bestehen oder Nichtbestehen von Dienstvereinbarungen. 

(2) Die Vorschriften über das Beschlußverfahren des Arbeits-

rechts gelten entsprechend. 

(3) Bis zur Bildung der Verwaltungsgerichte entscheiden die für 
Arbeitsrechtsstreitigkeiten zuständigen Gerichte. 



§ 84 (Fachkammern für Personalvertretungssachen in den Verwal-
tungsgerichten) findet keine Anwendung. 

Siebentes Kapitel 

Vorschriften für besondere Verwaltungszweige 
und die Behandlung von Verschlußsachen 

§ 85 (Grenzschutz) 

(1) Für den Grenzschutz gilt dieses Gesetz mit folgenden Ab-
weichungen: 

Eine Beteiligung der Personalvertretung findet nicht statt bei 

a) Anordnungen für Angehörige des Polizeivollzugsdienstes, 
durch die Einsatz oder Einsatzübungen geregelt werden, 

b) der Einstellung in den Polizeivollzugsdienst für die Grund-
ausbildung. 

Die Vorschriften über die Jugend- und Auszubildendenvertretung 
gelten nicht für die Angehörigen des Polizeivollzugsdienstes. 

(2) Die übrigen Vorschriften des § 85 BPersVG finden keine An-
wendung. 

§ 86 (Bundesnachrichtendienst) findet keine Anwendung. 

§ 87 (Bundesamt für Verfassungsschutz) findet keine Anwendung. 



§ 88 (Sozialversicherung und zentrale Arbeitsverwaltung) 

Für Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts im Be-
reich der Sozialversicherung und für die zentrale Arbeitsverwal

-

tung gilt dieses Gesetz mit folgenden Abweichungen: 

1. Behörden der Mittelstufe im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 2 sind 
die der Hauptverwaltungsstelle unmittelbar nachgeordneten 
Dienststellen, denen andere Dienststellen nachgeordnet sind. 

2. Abweichend von § 7 Satz 1 handelt für die Körperschaft oder 
Anstalt der Vorstand, soweit ihm die Entscheidungsbefugnis 
vorbehalten ist. Er kann sich durch eines oder mehrere sei-
ner Mitglieder vertreten lassen. 

3. Als oberste Dienstbehörde im Sinne des § 69 Abs. 3, 4 und 
des § 71 gilt der Vorstand. § 69 Abs. 3 Satz 2 ist nicht an-
zuwenden. 

§ 89 (Staatsbank der DDR) findet keine Anwendung. 

§ 89 a (Deutsche Post) findet keine Anwendung. 

§ 90 (Ständige Vertretung der DDR bei der Bundesrepublik 
Deutschland) 



§ 90 BPersVG findet für die Beschäftigten der Ständigen Ver-

tretung der DDR bei der Bundesrepublik Deutschland keine sinn-
gemäße Anwendung. Wahlen finden nicht statt. 

§ 91 (Dienststellen der DDR im Ausland) 

§ 91 BPersVG findet für die Beschäftigten in Dienststellen der 
DDR im Ausland keine sinngemäße Anwendung. Wahlen finden nicht 
statt. 

§ 92 (Sondervorschriften) 

Für die Zivilbeschäftigten des Geschäftsbereichs des Ministers 
für Abrüstung und Verteidigung gilt an Stelle des § 82 Abs. 5 
folgende Regelung: 

1. Werden personelle oder soziale Maßnahmen von einer Dienst-
stelle, bei der keine für eine Beteiligung an diesen Maßnah-
men zuständige Personalvertretung vorgesehen ist, mit Wir-
kung für Beschäftigte einer ihr nicht nachgeordneten Dienst-
stelle getroffen, so ist der Personalrat dieser Dienststelle 
von deren Leiter zu beteiligen, nachdem zuvor ein Einver-

nehmen zwischen den Dienststellen über die beabsichtigte 
Maßnahme hergestellt worden ist. 

2. Sind bei einer Dienststelle, bei der keine Stufenvertretung 
vorgesehen ist, zur Vorbereitung von Entscheidungen nach 
§ 75 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 Nr. 5 mit Wirkung für 

andere Dienststellen Ausschüsse gebildet, so hat die Dienst-
stelle die beabsichtigte Maßnahme mit einem Mitglied der 
Stufenvertretung bei der nächsthöheren, den genannten 
Dienststellen übergeordneten Dienststelle zu beraten. Dieses 
Mitglied ist von der Stufenvertretung zu benennen. Nummer 1 
ist nicht anzuwenden. 



§ 93 (Verschlußsachen) 

(1) Soweit eine Angelegenheit, an der eine Personalvertretung zu 

beteiligen ist, mindestens als vertrauliche Verschlußsache ein-
gestuft ist, tritt an die Stelle der Personalvertretung ein Aus-

schuß. Dem Ausschuß gehören höchstens drei Mitglieder des Per-

sonalrats an. Die Mitglieder des Ausschusses müssen nach den da-
für geltenden Bestimmungen ermächtigt sein, Kenntnis von Ver-

schlußsachen des in Betracht kommenden Geheimhaltungsgrades zu 

erhalten. So weit ein Bezirkspersonalrat besteht, bilden Perso-
nalvertretungen bei Dienststellen, die Behörden der Mittelstufe 

nachgeordnet sind, keinen Ausschuß; an ihre Stelle tritt der 

Ausschuß des Bezirkspersonalrates. 

(2) Wird der zuständige Ausschuß nicht rechtzeitig gebildet, ist 

der Ausschuß der bei der Dienststelle bestehenden Stufenvertre-

tung oder, wenn dieser nicht rechtzeitig gebildet wird, der Aus-

schuß der bei der obersten Dienstbehörde bestehenden Stufenver-

tretung zu beteiligen. 

(3) Die Einigungsstelle (§ 71) besteht in den in Absatz 1 Satz 1 

bezeichneten Fällen aus je einem Beisitzer, der von der obersten 

Dienstbehörde und der bei ihr bestehenden zuständigen Personal-

vertretung bestellt wird, und einem unparteiischen Vorsitzenden, 

die nach den dafür geltenden Bestimmungen ermächtigt sind, von 

Verschlußsachen des in Betracht kommenden Geheimhaltungsgrades 

Kenntnis zu erhalten. 

(4) §§ 40, 82 Abs. 2 und die Vorschriften über die Beteiligung 

der Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen in den §§ 36 und 

39 Abs. 1 sind nicht anzuwenden. Angelegenheiten, die mindestens 

als vertrauliche Verschlußsachen eingestuft sind, werden in der 

Personalversammlung nicht behandelt. 

(5) Die oberste Dienstbehörde kann anordnen, daß in den Fällen 

des Absatzes 1 Satz 1 dem Ausschuß und der Einigungsstelle Un-

terlagen nicht vorgelegt und Auskünfte nicht erteilt werden dür-

fen, soweit dies zur Vermeidung von Nachteilen für das Wohl der 



Deutschen Demokratischen Republik oder eines ihrer Länder oder 

auf Grund internationaler Verpflichtungen geboten ist. Im Ver-

fahren nach § 83 sind die gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Anordnung glaubhaft zu machen. 

Zweiter Teil 
Personalvertretungen in den Ländern 

Erstes Kapitel 
Rahmenvorschriften für die Landesgesetzgebung 

§ 94 (Rahmenvorschriften) 

Die §§ 95 bis 106 sind Rahmenvorschriften für die Gesetzgebung 
der Länder nach deren Bildung. 

§ 95 (Pflicht zur Bildung von Personalvertretungen) 

(1) In den Verwaltungen und Betrieben der Länder, Gemeinden, Ge-
meindeverbände und der sonstigen landesunmittelbaren Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts so-
wie in den Gerichten der Länder werden Personalvertretungen ge-
bildet; für Beschäftigte in einer beruflichen Ausbildung,. die 
nicht speziell auf eine Verwendung in der ausbildenden Stelle 
abzielt, Staatsanwälte, Angehörige des Polizeivollzugsdienstes 
und Angehörige von Rundfunk- und Fernsehanstalten des öffent-

lichen Rechts sowie von Dienststellen, die bildenden, wissen-
schaftlichen oder künstlerischen Zwecken dienen, können die Län-

der eine besondere Regelung unter Beachtung des § 104 vorsehen. 

(2) In den einzelnen Dienststellen ist die Bildung von Jugend-

und Auszubildendenvertretungen vorzusehen. Einem Vertreter der 

Jugend- und Auszubildendenvertretung ist die Teilnahme an allen 

Sitzungen der Personalvertretung mit beratender Stimme zu ge-

statten. Die Länder haben zu regeln, in welchen Fällen der ge-

samten Jugend- und Auszubildendenvertretung ein Teilnahmerecht 

mit beratender Stimme und in welchen Fällen ihr das Stimmrecht 

Inder Personalvertretung einzuräumen ist. 



(3) Der Schwerbehindertenvertretung ist die Teilnahme an allen 

Sitzungen der Personalvertretung zu gestatten. 

§ 96 (Koalitionen) 

Die Aufgaben der Gewerkschaften und der Vereinigungen der Ar-

beitgeber werden durch das Personalvertretungsrecht nicht be-
rührt. 

§ 97 (Vorrang des Gesetzes) 

Durch Tarifvertrag oder Dienstvereinbarung .darf eine von den ge-

setzlichen Vorschriften abweichende Regelung des Personalvertre-
tungsrechts nicht zugelassen werden. 

§ 98 (Wahlgrundsätze) 

(1) Die Personalvertretungen werden in geheimer und unmittelba-

rer Wahl und bei Vorliegen mehrerer Wahlvorschläge nach den 

Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. Für die erstmalige Bil-

dung von Stufenvertretungen können die Länder Ausnahmen hin-

sichtlich der Unmittelbarkeit der Wahl zulassen. 

(2) § 98 Abs. 2 BPersVG findet keine Anwendung. 

(3) § 98 Abs. 3 BPersVG findet keine Anwendung. 

§ 99 (Schutz der Personalvertretungen) 

(1) Wahl und Tätigkeit der Personalvertretungen und der Jugend-

und Auszubildendenvertretungen dürfen nicht behindert oder in 



einer gegen die guten Sitten verstoßenden Weise beeinflußt wer-

den. 

(2) Mitglieder der Personalvertretungen und der Jugend- und Aus

-

zubildendenvertretungen dürfen gegen ihren Willen nur versetzt 

oder abgeordnet werden, wenn dies aus wichtigen dienstlichen 

Gründen auch unter Berücksichtigung der Mitgliedschaft in der 

Personalvertretung oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung 

unvermeidbar ist und die Personalvertretung zustimmt. 

§ 100 (Ehrenamt, Ausschluß wirtschaftlicher Nachteile, Kosten) 

(1) Die Mitglieder der Personalvertretungen führen ihr Amt un-

entgeltlich als Ehrenamt. 

(2) Durch die Wahl und die Tätigkeit der Personalvertretungen 

dürfen den Beschäftigten wirtschaftliche Nachteile nicht entste-

hen. 

(3) Die durch die Wahl und die Tätigkeit der Personalvertretun-

gen entstehenden Kosten trägt die Verwaltung. 

§ 101 (Nichtöffentlichkeit der Sitzungen, Schweigepflicht, 

Unterrichtungspflicht) 

(1) Die Sitzungen der Personalvertretungen sind nicht öffent-

lich. 

(2) Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalver-

tretungsrecht wahrnehmen oder wahrgenommen haben, haben über die 

ihnen dabei bekanntgewordenen Angelegenheiten und Tatsachen 

Stillschweigen zu bewahren. 

(3) Den Personalvertretungen sind auf Verlangen die zur Durch-

führung ihrer Aufgaben erforderlichen Unterlagen zur Verfügung 



zu stellen. Personalakten dürfen Mitgliedern der Personalvertre-
tungen nur mit Zustimmung des Beschäftigten vorgelegt werden. 

§ 102 (Amtsperiode, Auflösung, Ausschluß) 

(1) Die Personalvertretungen sind in angemessenen Zeitabständen 

neu zu wählen. 

(2) Die Personalvertretungen können wegen grober Vernachlässi-

gung ihrer gesetzlichen Befugnisse oder wegen grober Verletzung 

ihrer gesetzlichen Pflichten durch gerichtliche Entscheidung 

aufgelöst werden. Das gleiche gilt für den Ausschluß einzelner 

Mitglieder. 

§ 103 (Aufgaben der Personalvertretungen) 

Die Personalvertretungen haben darauf hinzuwirken, daß die zu-

gunsten der Beschäftigten geltenden Vorschriften und Bestimmun-

gen durchgeführt werden. 

§ 104 (Beteiligungsgrundsätze, Einigungsstelle) 

Die Personalvertretungen sind in innerdienstlichen, sozialen und 

personellen Angelegenheiten der Beschäftigten zu beteiligen; da-
bei soll eine Regelung angestrebt werden, wie sie für Personal-
vertretungen im Ersten Teil dieses Gesetzes festgelegt ist. Für 
den Fall der Nichteinigung zwischen der obersten Dienstbehörde 

und der zuständigen Personalvertretung in Angelegenheiten, die 

der Mitbestimmung unterliegen, soll die Entscheidung einer unab-

hängigen Stelle vorgesehen werden, deren Mitglieder von den 

Beteiligten bestellt werden. Entscheidungen, die wegen ihrer 

Auswirkungen auf das Gemeinwesen wesentlicher Bestandteil der 

Regierungsgewalt sind, insbesondere Entscheidungen 



in personellen Angelegenheiten der Beschäftigten in Funkti-
onsbereichen, die üblicherweise im öffentlichen Dienst der 
Bundesrepublik Deutschland Beamten übertragen sind, 

und in organisatorischen Angelegenheiten, 

dürfen jedoch nicht den Stellen entzogen werden, die der Volks-
vertretung verantwortlich sind. 

Anmerkung:  
Die Vorschrift des § 104 des Bundespersonalvertretungsgesetzes 
richtet sich nicht nur an die Länder. Sie weist vielmehr gene-
rell auf die verfassungsrechtliche Begrenzung von Beteiligungs-
rechten der Beschäftigtenvertretungen im öffentlichen Dienst 
hin.. Demgemäß ist diese Vorschrift auch für die im Ersten Teil 
des Gesetzes geregelten Beteiligungstatbestände maßgebend und in 
der aus dem Gesetz 	ersichtlichen Weise anzuwenden. 

105 (Pflichten von Dienststellen und Personalvertretungen) 

Die Personalvertretungen haben gemeinsam mit dem Leiter der 
Dienststelle für eine sachliche und gerechte Behandlung der An-
gelegenheiten der Beschäftigten zu sorgen. Insbesondere darf 
kein Beschäftigter wegen seiner Abstammung, Religion, Natio-
nalität, Herkunft, politischen oder gewerkschaftlichen Be-
tätigung oder Einstellung, wegen seines Geschlechtes oder wegen 
persönlicher Beziehungen bevorzugt oder benachteiligt werden. 
Der Leiter der Dienststelle und die Personalvertretung haben 
jede parteipolitische Betätigung in der Dienststelle zu unter-
lassen; die Behandlung von Tarif-, Besoldungs- und Sozialangele-
genheiten wird hierdurch nicht berührt. 



§ 106 (Rechtsweg) 

Zu gerichtlichen Entscheidungen sind die Verwaltungsgerichte, 
bis zu deren Bildung die für Arbeitsrechtsstreitigkeiten zustän-
digen Gerichte berufen. 

Zweites Kapitel 
Unmittelbar für die Länder geltende Vorschriften 

§ 107 (Benachteiligungs-, Begünstigungsverbot) 

Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertre-

tungsrecht wahrnehmen, dürfen darin nicht behindert und wegen 

ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt oder begünstigt werden; dies 

gilt auch für ihre berufliche Entwicklung. § 9 gilt entspre-

chend. 

§ 108 (Beteiligung bei Kündigung) 

(1) Die außerordentliche Kündigung von Mitgliedern der Personal-
vertretungen, der Jugend- und Auszubildendenvertretungen, der 
Wahlvorstände sowie von Wahlbewerbern, die in einem Arbeitsver-
hältnis stehen, bedarf der Zustimmung der zuständigen Personal-
vertretung. Verweigert die zuständige Personalvertretung ihre 
Zustimmung oder äußert sie sich nicht innerhalb von drei Ar-

beitstagen nach Eingang des Antrags, so kann das Verwaltungsge-

richt, bis zu dessen Bildung die Kammer für Arbeitsrecht des 

Kreisgerichts, sie auf Antrag des Dienststellenleiters ersetzen, 

wenn die außerordentliche Kündigung unter Berücksichtigung aller 

Umstände gerechtfertigt ist. In dem Verfahren vor dem Verwal-

tungsgericht, bis zu dessen Bildung vor der Kammer für Arbeits-

recht des Kreisgerichts ist der betroffene Arbeitnehmer Be-

teiligter. 



(2) Eine durch den Arbeitgeber ausgesprochene Kündigung des Ar-

beitsverhältnisses eines Beschäftigten ist unwirksam, wenn die 

Personalvertretung nicht beteiligt worden ist. 

§ 109 (Unfälle von Beamten) findet keine Anwendung. 

Dritter Teil 
Strafvorschriften 

§ 110 (außer Kraft getreten) 

111 (außer Kraft getreten) 

Vierter Teil 
Schlußvorschriften 

§ 112 (Religionsgemeinschaften) 

Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Religionsgemeinschaften 

und ihre karitativen und erzieherischen Einrichtungen ohne Rück-

sicht auf ihre Rechtsform; ihnen bleibt die selbständige Ordnung 

eines Personalvertretungsrechtes überlassen. 

§ 113 (Änderung des Deutschen Richtergesetzes) entfällt. 

§ 114 (Änderung des Kündigungsschutzgesetzes) entfällt. 



§ 115 (Wahlordnung) 

Die Regierung ist ermächtigt, zur Durchführung der in den 

§§ 12 bis 25, 57, 64, &5 bezeichneten Wahlen durch Verordnung 

Vorschriften zu erlassen über 

1. die Vorbereitung der Wahl, insbesondere die Aufstellung der 
Wählerlisten und die Errechnung der Vertreterzahl, 

2. die Frist für die Einsichtnahme in die Wählerlisten und die 
Erhebung von Einsprüchen, 

3. die Vorschlagslisten und die Frist für ihre Einreichung, 

4. das Wahlausschreiben und die Fristen , für seine Bekanntma-

chung, 

5. die Stimmabgabe, 

6. die Feststellung des Wahlergebnisses und die Fristen für 

seine Bekanntmachung, 

7. die Aufbewahrung der Wahlakten. 

§ 116 (Übergangsregelungen) entfällt. 

§ 116a (Übergangsregelungen) entfällt. 



§ 116 b (Übergangs- und Durchführungsregelungen) 

(1) § 116 b BPersVG findet keine Anwendung. 

(2) Zur Durchführung des Gesetzes zur sinngemäßen Anwendung 

des BPersVG gelten die nachfolgenden Regelungen: 

1. Die erstmaligen Wahlen nach diesem Gesetz finden in der 

Zeit vom 13. August bis 12. Oktober 1990 statt. 

2. Bei Dienststellen, für die zum Zeitpunkt des vorgesehenen 

Wahltermins die Auflösung vorgesehen ist, werden keine 

Personalvertretungen gewählt. 

3. Nummer 2 findet sinngemäß Anwendung auf staatliche und 

kommunale Betriebe, Institutionen und andere Bereiche 

des öffentlichen Dienstes, für die die Überführung in die 

Trägerschaft von natürlichen oder juristischen Personen 

des Privatrechtes (insbesondere Privateigentümer, AG, 

GmbH) vorgesehen ist. 

4. In Verwaltungen, die der Gesetzgebungskompetenz der Länder 

nach deren Bildung unterliegen, finden die Vorschriften 

dieses Gesetzes in allen seinen Teilen bis zu einer Neu-

regelung seines Ersten Teiles durch diese Länder Anwen-

dung. 

5. Im künftigen Zuständigkeitsbereich der Länder werden 

Hauptstufenvertretungen im Zeitraum der Nr. 1 nur ge-

wählt, wenn die zuständigen obersten Dienstbehörden be-

stehen. Andernfalls werden diese Stufenvertretungen erst 

gebildet, wenn entsprechende landesrechtliche Regelungen 

gelten. Für die erstmalige Bildung dieser Stufenvertre-

tungen können die Länder Ausnahmen vom Grundsatz der 

Unmittelbarkeit der Wahl unter Beachtung der Wahlgrund-

sätze im übrigen zulassen. Bis zur Bildung dieser Stufen-

vertretungen ist § 82 Absatz 6 entsprechend anzuwenden. 



§ 117 (Verweisungen) 

(1) Soweit in anderen Vorschriften auf Vorschriften ver-

wiesen wird oder Bezeichnungen verwendet werden, die in 

sinngemäßer Anwendung des BPersVG durch dieses Gesetz aufge-

hoben oder geändert werden, treten an ihre Stelle die ent-

sprechenden Vorschriften dieses Gesetzes. 

(2) Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 

Rechtsvorschriften erlassen der Ministerrat und der Minister 

im Amt des Ministerpräsidenten der DDR. 

§ 118 (Berlin-Klausel) entfällt. 

§ 119 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1990 in Kraft. 


